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tener in Angeboten frühkindlicher Bildung betreut (Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2014, S. 56). Dies kann teil-
weise durch die lokalen Kriterien zur Vergabe der bislang 
oftmals nicht ausreichenden Plätze erklärt werden. Allerdings 
deuten die Daten darauf hin, dass sich seit dem Jahr 2009 die 
Differenz in der Beteiligung von Kindern mit und ohne Migra-
tionshintergrund sogar leicht erhöht hat.

Die Beteiligung von Kindern aus bildungsfernen Eltern-
häusern an frühkindlicher Bildung gewinnt insbesondere vor 
dem Hintergrund an Bedeutung, dass diese Kinder auch inner-
halb der Familie seltener gefördert werden. So lesen Eltern in 
bildungsfernen Familien ihren Kindern seltener vor und ent-
scheiden sich ebenso seltener, für ihre 5-jährigen Kinder eine 
zusätzliche Förderung in Sportvereinen, Musikschulen oder 
sonstigen non-formalen Angeboten zu organisieren. Analysen 
auf Basis des Nationalen Bildungspanels (NEPS) machen deut-
lich, dass Kinder mit nicht-deutscher Familiensprache sowie 
Kinder aus Elternhäusern mit niedrigem Schulabschluss im Al-
ter von fünf Jahren geringere Wortschatz- und Grammatik-
kompetenzen im Deutschen und häufiger einen Sprachförder-
bedarf aufweisen (ebd., S. 60f.).

Nicht erst im Schulalter, sondern bereits in der frühen Kind-
heit weisen Kinder unterschiedlich entwickelte Kompetenzen 
auf, die in Abhängigkeit zu ihrer sozialen Herkunft stehen. Be-
rechnungen bestätigen, dass es eine Gruppe von Kindern gibt, 
die innerhalb der Familie stark gefördert wird, gleichzeitig früh-
zeitig eine öffentliche Kindertagesbetreuung besucht sowie wei-
tere Bildungsangebote nutzt (Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung 2014, S. 49). Zugleich gibt es aber auch Kinder, die 
wenig Förderung in der Familie erhalten, keine öffentlichen 
Kindertageseinrichtungen nutzen und letztlich auch keine an-
deren Bildungsangebote in Anspruch nehmen. Wenn beim Auf-
wachsen eine – oder sogar alle drei – dieser Förderungsmöglich-
keiten unterbleibt, liegt es nahe, dass sich soziale Ungleichheiten 
in der frühen Kindheit verfestigen und verstärken können.

Während der U3-Ausbau in den letzten Jahren also eine 
große quantitative Dynamik entwickelte, sind die Verände-
rungstendenzen beim Thema der ungleichen Bildungschancen 
bislang deutlich geringer; vereinzelt sind sogar Verschlechte-
rungen erkennbar. Zwar hat beispielsweise die Sprachförde-
rung, insbesondere von Kindern mit Deutsch als Zweitsprache, 
in den letzten Jahren einen hohen Stellenwert erlangt. Doch die 
Förderung des frühzeitigen und gleichberechtigten Zugangs 
von Kindern mit Migrationshintergrund oder Kindern aus bil-
dungsfernen Elternhäusern zu Angeboten der Kindertagesbe-
treuung bleibt neben der qualitativen Ausgestaltung der Ange-
bote eine wichtige Herausforderung. Insbesondere vor dem 

Hintergrund des Rechtsanspruchs und der heute formal glei-
chen Zugangsvoraussetzungen für ein- und zweijährige Kinder 
müssten Ursachen ungleicher Bildungsbeteiligung stärker ins 
Blickfeld gerückt werden, um elementare Voraussetzungen da-
für zu schaffen, dass die frühkindliche Bildung die in sie gesetz-
ten Hoffnungen erfüllen kann.                                           
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Soziale Ungleichheiten bestimmen immer noch die Bildungsabschlüsse von vielen Schülerinnen und  

Schülern. Wenn notwendige schulstrukturelle Reformen darauf abzielen, das bisherige undurchlässige 

Schulsystem aufzubrechen, zeigt sich, dass mehr Jugendliche höhere Kompetenzstände und höhere 

Bildungsabschlüsse erreichen.

Von Kai Maaz, Stefan Kühne und Horst Weishaupt

Schulstrukturen 
 verschlanken und flexibilisieren

Teil dramatische Rückgang der Schülerinnen- und Schülerzahl 
– insbesondere in den ländlichen Regionen. Von diesem Rück-
gang ist im Wesentlichen die Bevölkerung ohne Migrations-
hintergrund betroffen, während der Anteil von Kindern und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund weiter ansteigen wird 
und sich dadurch die soziale Zusammensetzung von Schulklas-

 D amit die Funktionsfähigkeit des Schulsystems gewähr-
leistet werden kann, müssen die mit dem Schulsystem 
befassten Akteure und politischen Entscheidungsträge-

rinnen und -träger auf die gesellschaftlichen Verhältnisse ange-
messen reagieren. Zu den großen Herausforderungen gehören 
der demografische Wandel und der damit verbundene, zum 
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sen weiter verändert. Durch das Ausscheiden der geburtenstar-
ken Jahrgänge aus dem Erwerbsleben nimmt – ebenfalls durch 
die demografische Entwicklung – der zukünftige Bedarf an gut 
qualifizierten Arbeitskräften zu. 

Schon seit Jahren vollzieht sich ein grundlegender Wandel 
in der Bildungsnachfrage der Bevölkerung, der als anhaltender 
Trend zur Nachfrage nach höherer Bildung bezeichnet werden 
kann. Im Schulwesen lässt sich dies an steigenden Übergangs-
quoten zu Schularten beobachten, die den Erwerb der Hoch-
schulreife ermöglichen. Zugleich weist das deutsche Bildungs-

system im internationalen Vergleich nach wie vor ein hohes 
Maß an sozialer Ungleichheit auf. Die Nachfrage nach qualifi-
zierten Fachkräften kann – in Anbetracht der zukünftigen de-
mografischen Entwicklung – nur dann befriedigt werden, 
wenn dem Bildungserfolg sozial weniger begünstigter Gruppen 
erhöhte Aufmerksamkeit zukommt. 

Veränderungen der Schulstruktur im Sekundarbereich  

Die Bundesrepublik Deutschland geht regional (bezogen auf 
die Bundesländer) unterschiedlich mit diesen Herausforde-
rungen um. Neben kleineren Veränderungen in der Anpassung 
der Bildungsangebote können insbesondere die strukturellen 
Veränderungen im Sekundarschulsystem als Reaktion auf die 
veränderten Rahmenbedingungen und Herausforderungen 
verstanden werden. 

Mit landesspezifischen (und nicht immer eindeutig ab-
grenzbaren) Bezeichnungen versehen, sind in allen Bundeslän-
dern neue nicht-gymnasiale Schularten geschaffen worden be-
ziehungsweise aus der Zusammenlegung bereits bestehender 
Schularten hervorgegangen. Durch die landesspezifische Aus-
gestaltung jener Schularten, die mehrere Bildungsgänge unter 
einem Dach vereinen und damit mehr als eine Abschlussoption 
bieten, kam es jedoch zu keiner grundlegenden Vereinheitli-
chung der Schulstruktur in Deutschland. 

Das Spektrum an Schularten mit mehreren Bildungsgän-
gen reicht – im Vergleich zwischen und zum Teil auch inner-
halb der Bundesländer – vom bildungsgangübergreifenden 
gemeinsamen Unterricht (integrativ) bis hin zu separat organi-
sierten Bildungsgängen unter dem Dach einer Schule, die von 
Beginn an auf den Erwerb von spezifischen Abschlüssen ausge-
richtet bleiben (additiv). Nach wie vor variiert das Schulartan-
gebot im Sekundarbereich I je nach Bundesland vom zwei-
gliedrigen bis zum sechsgliedrigen System (siehe Abbildung 1). 
Gleichwohl: In der Gesamtbetrachtung ist ein deutlicher Trend 
in Richtung eines Zwei-Säulen-Modells erkennbar, das neben 
dem Gymnasium nur eine weitere Schulart vorsieht und den 
Schülerinnen und Schülern den Erwerb der allgemeinen Hoch-
schulreife auf unterschiedlichem Wege ermöglicht.

Drei Veränderungen bei den Bildungsabschlüssen 
und bei der Bildungsnachfrage

Die schulstrukturellen Veränderungen korrespondieren mit 
drei interessanten Veränderungen bei der Bildungsnachfrage.

Erstens setzt sich die Entkopplung des erreichten Bil-
dungsabschlusses von der besuchten Schulart weiter fort. 
Dementsprechend hat sich beispielsweise der Anteil der mitt-
leren Schulabschlüsse an Hauptschulen von 2006 bis 2012 
von 21 auf 28 Prozent erhöht. Schularten, die mehrere Bil-
dungsgänge anbieten, gewinnen immer mehr an Bedeutung. 
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Abbildung 1: Verteilung der Schülerinnen und Schüler  
im Sekundarbereich I (Jahrgangsstufen 5–10) im  
Schuljahr 2012/13

Quelle: Bildung in Deutschland 2014, S. 71 (D1-2)
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Abbildung 2: Schülerinnen und Schüler im Jahr 2012 nach besuchter Schulart und Risikolagen* (in Prozent)

Quelle: Bildung in Deutschland 2014, S. 76 (D2-2)

 *	Unterschieden werden drei Risikolagen: bildungsfernes Elternhaus (Eltern ohne abgeschlossene Berufsausbildung),  
	 soziale Risikolage (Eltern nicht erwerbstätig) und finanzielle Risikolage (Familieneinkommen unter der Armutsgefährdungsgrenze)
1)	 Grundschule, schulartunabhängige Orientierungsstufe, Schularten mit mehreren Bildungsgängen, Gesamtschule, Waldorfschule, Förderschule
2)	 Berufliche Schule, die einen Mittleren Abschluss vermittelt, Berufsvorbereitungsjahr (BVJ), Berufsgrundbildungsjahr (BGJ), Berufsfachschule, 
	 die einen Abschluss in einem Beruf vermittelt, 1-jährige Schule des Gesundheitswesens 
3)	� Ohne Angabe sowie Kategorien mit geringer Zellenbesetzung (in diesem Fall eine hier nicht genannte Schulart, bei der es wenige Nennungen 

gab und die daher zu vernachlässigen ist)
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den Schule) eine immer größere Bedeutung. Die Chance zum 
Nachholen eines höher qualifizierenden Abschlusses wird also 
von immer mehr Jugendlichen genutzt.  

Risikolagen beeinflussen den Bildungsabschluss 

Soziale Benachteiligungen im Schulbesuch und -erfolg bestehen 
jedoch auch weiterhin. Bezogen auf die Partizipation an Bil-
dungsgängen, die zu den höchstmöglichen Bildungszertifikaten 
führen, lassen sich in Folge der Flexibilisierungen der Bildungs-
wege zumindest geringe positive Entwicklungen beobachten. 
Deutlich wird aber eine schwächere Kopplung des Schulbe-
suchs an die soziale Herkunft – zumindest trifft dies bei älteren 
gegenüber jüngeren Jugendlichen zu (siehe Abbildung 2). So 

Bildungswege sollen so lange wie möglich offen gehalten und 
frühere Bildungsentscheidungen ohne größere Kosten revi-
diert werden können.

Zweitens erwerben immer mehr Jugendliche eine Studi-
enberechtigung – inzwischen jeder zweite eines Jahrgangs. 
Dazu tragen zunehmend berufliche Schulen bei, die mit ihren 
naturwissenschaftlich-technischen, wirtschaftswissenschaft-
lichen und erzieherischen Schwerpunkten ein spezifisches 
Angebot für Absolventinnen und Absolventen mit einem 
mittleren Schulabschluss bieten, wenn der Besuch eines Gym-
nasiums nicht mit dem individuellen (Kompetenz-)Profil zu 
vereinbaren ist.

Drittens gewinnen Zweitabschlüsse nach einem ersten 
Schulabschluss (oder dem Abgang aus einer allgemeinbilden-
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»Die Nachfrage nach qualifizierten Fachkräften kann nur dann  
befriedigt werden, wenn dem Bildungserfolg sozial weniger begünstigter  

Gruppen erhöhte Aufmerksamkeit zukommt.« 



»Ein Großteil der Jugendlichen aus niedrigen sozialen
Verhältnissen scheint erst später die Chance wahrzunehmen,

die Hochschulreife zu erlangen.« 

DIE AUTOREN

Prof. Dr. Kai Maaz ist Professor für Soziologie mit dem Schwerpunkt 
Bildungssysteme und Gesellschaft an der Goethe-Universität Frank-
furt am Main und Direktor der Abteilung »Struktur und Steuerung 
des Bildungswesens« am Deutschen Institut für Internationale  
Pädagogische Forschung (DIPF). Schwerpunkte seiner Forschung  
sind Bildungsübergänge, sozio-kulturelle Disparitäten des Bildungs-
erfolgs, Schulentwicklung und Bildungsreformen.
Kontakt: maaz@dipf.de

Stefan Kühne, M.A., ist Wissenschaftlicher Mitarbeiter und Koordi-
nator in der Abteilung »Struktur und Steuerung des Bildungswesens« 
am DIPF. Schwerpunkte seiner Forschung sind Untersuchungen mit 
und zu Bildungsstatistiken und Bildungsindikatoren.
Kontakt: kuehne@dipf.de

Prof. em. Dr. Horst Weishaupt war zuletzt am DIPF in der 
Abteilung »Struktur und Steuerung des Bildungswesens« tätig. 
Schwerpunkte seiner Forschung sind regionale und ökonomische  
Aspekte des Bildungswesens und Bildungsmonitoring.
Kontakt: weishaupt@dipf.de

besuchen Kinder im Alter von 12 bis unter 17 Jahren, die ohne 
Risikolage aufwachsen – also ohne erwerbslose, armutsgefähr-
dete oder bildungsferne Elternhäuser – zu 42 Prozent ein 
Gymnasium. Bei Kindern, die mit mindestens einer dieser Ri-
sikolagen aufwachsen, sind es nur halb so viele (20 Prozent). 
Besonders gering fällt mit 6 Prozent der Gymnasialbesuch von 
Schülerinnen und Schülern aus, die von allen drei Risikolagen 
betroffen sind.

Für die 17- bis unter 21-Jährigen hingegen stellt sich die 
Situation anders dar: Immerhin 35 Prozent der Jugendlichen 
mit mindestens einer Risikolage besuchen Gymnasien oder 
berufliche Schulen, die zur Hochschulreife führen – im Ver-
gleich zu 47 Prozent, die nicht von einer Risikolage betroffen 
sind. Ein Großteil der Jugendlichen aus niedrigen sozialen 
Verhältnissen scheint also erst später die Chance wahrzuneh-
men, die Hochschulreife zu erlangen. Dies kann als Hinweis 
darauf angesehen werden, dass eine Differenzierung von Bil-
dungswegen im Sekundarbereich II zum Abbau von Bildungs-
benachteiligungen beiträgt.

Das Kompetenzniveau hat sich in Deutschland 
deutlich verbessert

Betrachtet man neben den Schulabschlüssen die erreichten 
Kompetenzstände der Schülerinnen und Schüler, so weisen 
Studien für den Primarbereich auf eine hohe Stabilität des Leis-
tungsniveaus hin. Im Sekundarbereich I lässt sich – beginnend 
mit desillusionierenden Ergebnissen bei PISA 2000 bis zur letz-
ten PISA-Studie aus dem Jahr 2012 – ein kontinuierlicher Trend 
zu höheren Kompetenzen der 15-Jährigen beobachten. Her-
vorzuheben ist, dass die Verbesserung der durchschnittlichen  
Kompetenz nicht zuletzt auf Leistungssteigerungen zurückzu-
führen ist, die an den nicht-gymnasialen Schularten – vor allem 
auch durch Jugendliche mit niedrigem sozioökonomischen Sta-
tus – erzielt wurden. Der Zusammenhang von familiärer Her-
kunft und erreichtem Kompetenzniveau hat sich in einigen 
Kompetenzbereichen leicht verringert, und Schülerinnen und 
Schüler mit Migrationshintergrund erreichten in der PISA-
Studie 2012 höhere Kompetenzstände als bei der ersten Erhe-
bung im Jahr 2000. Die Verringerung von Leistungsrückstän-
den der Kinder und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
vollzieht sich dabei in allen sozialen Herkunftsgruppen: So-
wohl diejenigen aus sozial schwächeren als auch diejenigen aus 
privilegierteren Elternhäusern weisen in der PISA-Studie aus 

dem Jahr 2012 höhere Kompetenzstände als im Jahr 2000 auf 
und haben sich auch im Vergleich zu Gleichaltrigen mit ähnli-
cher sozioökonomischer Herkunft, die keinen Migrationshin-
tergrund haben, verbessert. Für die Verbesserung von Chan-
cengleichheit und einer optimaleren Ausschöpfung von Bil-
dungspotenzialen stellen die weiterhin wirkenden sozialen 
Disparitäten beim Kompetenzerwerb allerdings nach wie vor 
eine der zentralen Herausforderungen im Bildungssystem dar.

Mit den schulstrukturellen Veränderungen, die in der Ten-
denz auf ein Zwei-Säulen-Modell hinauslaufen, werden die 
Voraussetzungen für die Sicherung eines breiten Bildungsan-
gebots im Sekundarschulbereich geschaffen und die Flexibili-
sierung von Bildungswegen ermöglicht. Gleichwohl erweisen 
sich die seit vielen Jahren dokumentierten sozialen Disparitä-
ten des Bildungserwerbs als äußerst zäh, wenngleich sich das 
Ausmaß sowohl bei den Disparitäten des Kompetenzerwerbs 
als auch bei der Bildungsbeteiligung leicht reduziert hat. An-
gesichts der demografischen Entwicklung müssen vor allem 
die Anstrengungen zum Abbau sozialer Benachteiligungen in-
tensiviert werden.                                                                              
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  D        ie aktuellen Probleme der Berufsausbildung (duale Aus-
bildung) unterhalb der Hochschulebene sind eingebet-
tet in längerfristige Trends von Bildung und Ausbildung, 

ohne deren Betrachtung sie kaum zu verstehen sind. Vor dem 
Hintergrund der Bildungsexpansion, deren augenfälligster Aus-
druck in den beiden letzten Jahrzehnten der Anstieg der Studi-
enberechtigtenquote auf aktuell über 50 Prozent einer Alters-
gruppe ist, zeigen sich gleichzeitig Angebotsengpässe in der 
dualen Ausbildung. Daraus resultieren folgenschwere Verschie-
bungen in den Ausbildungsströmen zwischen den vier großen 

Sektoren der Berufsausbildung: dem dualen System, dem Schul-
berufssystem, dem Studium und dem Übergangssystem.

Gewinner der Verschiebungen ist das Hochschulstudium 
(inklusive der Fachhochschulen), das die größten Zuwächse 
verzeichnet. Die Zahl der Neuzugänge zum Studium ist in den 
beiden letzten Jahrzehnten kontinuierlich angewachsen und 
hat sich seit 1995 von 261.427 auf 510.672 im Jahr 2013 annä-
hernd verdoppelt (siehe Abbildung 1, S. 16). Demgegenüber 
geht die Zahl der Neuzugänge zur dualen Berufsausbildung, 
die 1995 mit 547.063 Personen gegenüber den Studienanfänge-

Berufsausbildung: 
Vor unsicheren Zeiten
Mehr Studienberechtigte, weniger Schulabsolventen und drohender Fachkräftemangel können für die 

Berufsausbildung zum (Nachfrage-)Problem werden. Die ökonomisch und sozial sinnvollste Lösung wäre, 

die vom Ausbildungsmarkt bisher vernachlässigten Jugendlichen in Ausbildung zu bringen.

Von Martin Baethge und Markus Wieck



gehen sie jedoch bis 2013 kontinuierlich um über 50 Prozent 
zurück (auf 257.626 Teilnehmerinnen und Teilnehmer). An-
stieg wie Rückläufigkeit sind im Wesentlichen der demografi-
schen Entwicklung geschuldet, die im ersten Zeitraum einen 
deutlichen Anstieg der Zahl der Ausbildungsbewerberinnen 
und -bewerber, im zweiten hingegen einen noch stärkeren 
Rückgang bewirkte.

Was die quantitativen Aspekte der demografischen Entwick-
lung betrifft, wurde sowohl die steigende als auch später die 
fallende Ausbildungsnachfrage fast ausschließlich über die An-
gebote des Übergangssystems kanalisiert. Das duale System 
entfaltete im ersten Zeitraum im Ausbildungsplatzangebot al-
lenfalls eine geringfügige Flexibilität nach oben, das Schulbe-
rufssystem ebenfalls nur eine begrenzte. Man kann davon aus-
gehen, dass die Nachfrage in diesen beiden voll qualifizierenden 
Berufsbildungsteilsystemen ansteigen wird, da diejenigen, die 
in der Ausbildungsmarktkrise als »Marktbenachteiligte« im 
Übergangssystem landeten, nun wieder eine Chance in der du-
alen Ausbildung und im Schulberufssystem erhalten.

Die Ursachen für die Entwicklung lassen sich hier nur an-
deuten: Sie liegen sowohl auf der Angebots- als auch der Nach-
frageseite. Die Expansion des Hochschulstudiums darf in erster 
Linie dem starken Bildungsinteresse der wachsenden Mittel-
schicht zugeschrieben werden. Rückläufigkeit und Stagnati-
onstendenzen in der beruflichen Bildung hingegen sind vor 
allem auf der Angebotsseite anzusiedeln, da im letzten Jahr-
zehnt die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen immer deutlich 
höher war als das Ausbildungsplatzangebot. In diesem Zeit-
raum ging die Ausbildungsquote (Auszubildende je 100 Be-
schäftigte) wie auch die Ausbildungsbetriebsquote (ausbilden-
de Betriebe je 100 Betriebe) um gut 10 Prozent zurück. Weder 
die korporatistische Steuerung der Berufsausbildung durch die 
Sozialpartner (dabei verhandeln Gewerkschaften und Arbeit-
geberverbände als »politische Körper«) noch der Ausbildungs-
pakt zwischen Politik und Wirtschaft konnten ein nachfrage
entsprechendes Ausbildungsplatzangebot bewirken. Ein Aus-
gleich mangelnder betrieblicher Ausbildungsangebote durch 
die Länder im Rahmen vollzeitschulischer Ausbildung fand 
ebenfalls nicht statt (siehe Abbildung 1).

Die Entwicklung eskaliert aktuell in einer doppelten Pro
blemkonstellation für die Berufsbildungspolitik: Unter öko-
nomischen Aspekten ist mittelfristig eine Gefährdung des  
erforderlichen Fachkräftepotentials nicht von der Hand zu 
weisen. In sozialer Hinsicht wird sich die ungleiche Ausbil-

rinnen und Studienanfängern mehr als doppelt so hoch war, 
zurück. Sie verliert 2013 gegenüber dem Höchststand aus dem 
Jahr 2000 um 15 Prozent und fällt aktuell unter die Zahl der 
Studienanfängerinnen und -anfänger. Das Schulberufssystem 
kann bis 2005 zwar bei den Neuzugängen um 20 Prozent zule-
gen, stagniert jedoch ab diesem Zeitpunkt. 

Die zweite starke Bewegung – neben dem Hochschulstu-
dium – lässt sich im Übergangssystem beobachten. Die Neu-
zugänge zu diesem Sektor, der keinen voll qualifizierenden 
Ausbildungsabschluss, sondern berufsvorbereitende und all-
gemeinbildende Kompetenzen vermittelt, steigen zwischen 
1995 und 2003 zunächst stark um 60 Prozent an. Von da an 
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Abbildung 1: Neuzugänge in die berufliche Ausbildung in 
den Jahren 1995–2013*   

Quelle: Bildung in Deutschland 2014, S. 99 (E1-2)

* Werte zwischen 1995 und 2000 wurden errechnet. Bei den hier ausgewie-
senen Entwicklungen ist zu beachten, dass es sich bei den Verlaufslinien um 
unterschiedliche Jahrgänge handelt beziehungsweise handeln kann.
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genwärtig das Angebot an Ausbildungsplätzen deutlich hinter 
der Nachfrage zurückbleibt (Bildungsbericht 2014, S. 102). 

Die vom Ausbildungsmarkt ausgeschlossenen 
Jugendlichen müssen qualifiziert werden

Die bisherigen Versäumnisse in vorsorgender Ausbildungspoli-
tik werden ab jetzt bei demografisch bedingt sinkender Ausbil-
dungsnachfrage schwerer zu korrigieren sein als zu Zeiten, in 
denen die Nachfrage groß war. Hier kommt die dritte Option ins 
Spiel: die Qualifizierung der bisher von Ausbildung Ausgeschlos-
senen (Nachqualifizierung) und der formal Geringqualifizierten. 

Zwar ist der Anteil der Jugendlichen zurückgegangen, die 
eine Berufsausbildung beginnen und sich vorher im Übergangs-

3.2014  DJI Impulse    17

dungsbeteiligung von Jugendlichen mit maximal Hauptschul-
abschluss und/oder Migrationshintergrund verlängern – mög-
licherweise sogar verschärfen. Den ersten (ökonomischen) Teil 
der Problemkonstellation (den zunehmenden Fachkräfteman-
gel) hat es bei allen Ausbildungsmarktkrisen in der Vergan-
genheit nicht gegeben. Der zweite (soziale) Teil bleibt für über 
eine viertel Million Jugendliche Realität. Dass beide Teile in 
einer politischen Lösungsperspektive eng zusammen gehören, 
wird sich zeigen.  

Berufsbildung zwischen drohender Fachkräftelücke 
und ungleicher Ausbildungsbeteiligung

Die mittelfristige Arbeitskräfteprojektion in Abhängigkeit vom 
Qualifikationsniveau zeigt für die drei Qualifikations-Segmente 
(siehe Abbildung 2) eine stark unterschiedliche Entwicklungs
dynamik: Das Segment der Hochqualifiziertenbeschäftigung 
(tertiärer Bereich) weist aktuell einige Nachwuchsengpässe auf, 
die sich bis 2030 aufzulösen scheinen, obwohl das Hochqualifi-
ziertensegment beim Bedarf als einziges deutlich expandiert. Im 
Fachkräftesegment (»mit abgeschlossener Berufsausbildung«) 
werden spätestens ab 2020 Engpässe angezeigt, die in einzelnen 
Berufsfeldern bereits früher auftreten können, weil sich die Be-
darfs- und Angebotskurven schon früher so weit annähern, dass 
bei einzelnen Berufen Besetzungsschwierigkeiten zu erwarten 
sind. Im Geringqualifiziertensegment (»ohne abgeschlossener 
Berufsausbildung«) bleiben bei gleichzeitiger Rückläufigkeit von 
Angebot und Nachfrage große Angebotsüberhänge, die bei 
sonst gleichbleibenden Umständen weiterhin hohe Arbeitslo-
sigkeit in dieser Gruppe erwarten lassen. 

Die zentrale Schwachstelle in der Entwicklung bildet dem-
nach, von beruflichen Sonderentwicklungen in einzelnen Hoch
schuldisziplinen abgesehen, das berufsfachliche Segment. Um 
die Probleme in diesem Qualifikationsbereich zu beheben, ste-
hen drei Möglichkeiten offen: Erstens könnten mehr Studien-
berechtigte für die duale Ausbildung gewonnen werden. Da 
aber im letzten Jahrzehnt der Zustrom von Studienberechtigten 
unterproportional zu deren zahlenmäßiger Expansion verlief, 
erscheint diese Option nicht sehr vielversprechend. Die zweite 
Option wäre die Ausweitung des Angebots an betrieblichen 
Ausbildungsplätzen gewesen, da die demografischen Probleme 
seit Langem bekannt sind. Bisher scheinen die Unternehmen 
wenig vorsorgende Ausbildung praktiziert zu haben, wenn man 
berücksichtigt, dass selbst in den industriellen Kernberufen ge-

Abbildung 2: Erwerbstätige und Erwerbspersonen nach 
Qualifikationsniveau (ISCED)*– in Mio. Personen (in den 
Jahren 2005 bis 2030)   

Quelle: Mikrozensus des Statistischen Bundesamts, Berechnungen und Darstellungen QuBe-Projekt

*ISCED bedeutet »International Standard Classification of Education« und 
bezeichnet die sechs Stufen des Bildungslevels von der Grundschule (1) bis 
zur Promotion (6).
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»Bisher scheinen Unternehmen wenig vorsorgende Ausbildung  
praktiziert zu haben.«

Bildungsbericht 2014 // Thema

mit abgeschlossener Berufsausbildung

Tertiärer Bereich: Meister, Techniker, Hochschule

ohne abgeschlossener Berufsausbildung
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system befanden – von 2003, dem Zeitpunkt des Höchststandes, 
von über 40 Prozent auf knapp 27 Prozent im Jahr 2013. Dieser 
Rückgang war allerdings im Wesentlichen demografisch bedingt. 
Mit annähernd 260.000 Jugendlichen liegt hier ein Arbeitskräfte-
potential, dessen berufliche Zukunft höchst ungewiss ist, das 
man aber in Zukunft immer stärker brauchen wird. 

Gegenwärtig ist die berufliche Integration durch Ausbil-
dung für Jugendliche mit maximal Hauptschulabschluss und 
ausländische Jugendliche, deren Ausbildungsintegration selbst 
bei gleichem Schulabschluss noch einmal deutlich ungünstiger 
verläuft als bei deutschen Jugendlichen, in doppelter Weise un-
zulänglich: zum einen beim Übergang von der allgemeinbil-
denden Schule in Ausbildung, zum anderen, wenn der Einstieg 
in eine Ausbildung gelungen ist. Jugendliche mit maximal 
Hauptschulabschluss weisen mit 40,6 Prozent die höchste 
Quote an allen Schulabsolventenkategorien auf (siehe Abbil-
dung 3), die ihre Ausbildung im Übergangssystem begonnen 
haben. Diejenigen von ihnen, die eine Ausbildung erreichen, 
durchlaufen diese mit der höchsten Vertragsauflösungsquote 
(ein Drittel) und der geringsten Quote erfolgreicher Ausbil-
dungsabschlüsse (62 Prozent; siehe Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung 2014, S. 112). Für ausländische Jugendliche 
stellen sich beide Probleme bei gleichem Vorbildungsniveau 
noch ungleich kritischer dar. 

Will man die soziale Ungleichheit in der Ausbildungsbetei-
ligung abmildern und zugleich ein Arbeitskräftepotential für 
die Zukunft erschließen, geht es um die Lösung von zwei 
höchst schwierigen Problemen: um die Neugestaltung des gan-
zen Übergangsraums von der allgemeinbildenden Schule bis 

in die betriebliche oder in eine vollzeitschulische Ausbildung. 
Es wird aber auch eine pädagogisch effektivere Gestaltung der 
Ausbildung erforderlich sein. Offen bleibt, wie weit die Betrie-
be von sich aus in der Lage sind, beide Probleme zu lösen. Der 
bis heute ertönende Ruf nach »ausbildungsreifen« Jugendli-
chen muss eher als Barriere verstanden werden, da er die Ver-
antwortung einseitig auf die Schule abwälzt und die pädagogi-
sche Aufgabe und Gestaltungskraft der Betriebe – möglicher-
weise absichtlich – ausblendet.                                        

  Duales System   Schulberufssystem   Übergangssystem

Abbildung 3: Verteilung der Neuzugänge auf die drei Sektoren des Berufsbildungssystems im Jahr 2012 nach 
schulischer Vorbildung und Staatsangehörigkeit (in Prozent)*
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*Dargestellt wird, mit welchen Bildungsabschlüssen eine Ausbildung in den drei Sektoren des Berufsbildungssystems im Jahr 2012 aufgenommen wurde 
(Neuzugänge). Nicht berücksichtigt sind Jugendliche ohne Abschluss oder mit sonstigen Abschlüssen (zum Beispiel einem im Ausland erworbenen 
Abschluss, der in Deutschland nicht anerkannt wird).
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  I        n den letzten Jahren hat sich in Deutschland ein tiefgreifen-
der Wandel in der Bildungsbeteiligung vollzogen. Dies fand 
seinen Ausdruck unter anderem darin, dass im Jahr 2013 die 

Zahl der Studienanfängerinnen und -anfänger erstmalig – 
wenn auch nur geringfügig – höher lag als die der Neuzugänge 
zur betrieblichen Berufsausbildung. Bereits seit den 1960er-
Jahren zeichnet sich eine langsame Annäherung in der Bil-
dungsnachfrage zwischen beiden Ausbildungssektoren ab, die 
inzwischen statistisch mehr oder weniger gleichgewichtig ne-
beneinander stehen (vergleiche dazu den Artikel zur Berufsaus-
bildung auf S. 15 in diesem Heft). Auch wenn in den nächsten 
Jahren hier möglicherweise wieder eine »Entspannung« ein-
tritt, etwa dadurch, dass einige Faktoren wegfallen, die in den 
letzten Jahren die Studienaufnahme begünstigten (wie zum Bei-
spiel die doppelten Abiturientenjahrgänge oder das Aussetzen 
der Wehrpflicht), ist doch langfristig damit zu rechnen, dass die 
Hochschule auf dem Wege ist, sich neben oder sogar vor der be-

trieblichen Berufsausbildung als wichtigster Ausbildungsort zu 
etablieren. Diese Entwicklung ruft eine Reihe von Fragen her-
vor – nach den strukturellen Ursachen dieses Wandels ebenso 
wie nach den möglichen Folgen für Arbeitsmarkt und Beschäf-
tigung, aber auch für die betroffenen Institutionen, insbeson-
dere die Hochschulen. 

Verschiedene Faktoren tragen zur Erhöhung der Studien-
nachfrage bei. Der wichtigste ist die steigende Zahl von Schüle-
rinnen und Schülern in Bildungseinrichtungen, die zu einer 
Studienberechtigung führen, vorrangig auf den Gymnasien. 
Immer mehr Absolventinnen und Absolventen allgemeinbil-
dender aber auch beruflicher Schulen – inzwischen mehr als 
die Hälfte eines Altersjahrgangs – erwerben die allgemeine 
Hochschulreife oder die Fachhochschulreife. Diese Entwick-
lung hat, selbst wenn man den Effekt der doppelten Abiturjahr-
gänge berücksichtigt, im Jahr 2013 zu einem Anstieg der Studi-
enberechtigtenquote auf deutlich mehr als 50 Prozent geführt. 

Immer mehr junge Menschen drängen an die Hochschulen, das Studium ist bei vielen beliebter als eine 

berufliche Ausbildung. Was sind die Gründe dafür und welche Folgen ergeben sich daraus? Warum haftet 

dem facettenreichen Begriff der »Akademisierung« häufig etwas Negatives an?

Von Christian Kerst und Andrä Wolter
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Expansion der Hochschulbildung:  

Bedrohung oder Chance?
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Der Anstieg der Studienberechtigtenquote spiegelt eine latente 
gesellschaftliche Grundströmung wider: Immer mehr Jugend-
liche beziehungsweise ihre Eltern sehen im Abitur (oder den 
anderen Schulabschlüssen, die zur Hochschulreife führen) die 
beste Ausgangsposition, um im Bildungswettbewerb bestehen 
zu können, der an den Übergangsstellen zur Berufsausbildung 
und Hochschule oder später zum Arbeitsmarkt und Beschäfti-
gungssystem schärfer geworden ist. Bildungsökonomisch ge-
sprochen: Die Erwartung höherer Bildungserträge durch Abi-
tur und Studium ist einer der wichtigsten Faktoren für die 
Dynamik der Bildungsbeteiligung. Die Bildungsexpansion wird 
vor allem durch die Funktion von Bildung als Kriterium der 
Positions- und Statuszuweisung vorangetrieben.

Immer mehr Ausländerinnen und Ausländer  
studieren in Deutschland

Die tatsächlich realisierte Studiennachfrage, die an der Anzahl 
der Studienanfängerinnen und -anfänger abgelesen werden 
kann, wird vor allem durch die Übergangsquote zur Hoch-
schule bestimmt; denn nicht alle Studienberechtigten begin-
nen ein Studium. Die Übergangsquote schwankt seit dem Jahr 
2000 um die 70 Prozent und ist in den letzten Jahren leicht 
angestiegen. Ein weiterer längerfristiger Trend ist die hohe 
Nachfrage ausländischer Studierender nach Studienplätzen 
in Deutschland. Beinahe jede sechste Studienanfängerin oder 
jeder sechste Studienanfänger kommt aus dem Ausland zum 
Studium nach Deutschland. Rechnet man die ausländischen 
Studienanfängerinnen und -anfänger heraus, ergibt sich eine 
seit 2000 von 28,4 auf 45,9 Prozent gestiegene Studienanfän-
gerquote für das Jahr 2012; insgesamt liegt sie sogar bei 58 Pro-
zent. Mit dieser dynamischen Entwicklung hat die berufliche 
Ausbildung, insbesondere das duale System, in den letzten Jah-
ren nicht mithalten können. 

Mit der Studiennachfrage stieg auch die Zahl der Absolven-
tinnen und Absolventen in den letzten zehn Jahren stark an (um 
etwa 75 Prozent) und liegt nun jährlich bei über 300.000 Per-
sonen mit einem ersten Studienabschluss (siehe Abbildung 1). 
Aufgrund der hohen Übergangsquoten in das Masterstudium 
(etwa drei Viertel an Universitäten und 30 bis 50 Prozent an 
Fachhochschulen) wechselt aber nur ein Teil der Absolventin-
nen und Absolventen direkt nach dem Abschluss eines Bache-
lor-Studiums in den Beruf. 

Dieser Wandel in der Bildungsbeteiligung – eine »Verlagerung 
von der beruflichen Ausbildung zur höheren Bildung« (Baeth-
ge/Wolter 2014) – wirft mehrere Fragen auf, die zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt nicht eindeutig beantwortet werden kön-
nen. Eine erste naheliegende Frage, auf die aber hier nicht 
weiter eingegangen werden soll, ist die nach den Konsequenzen 
der anhaltenden Expansion für das Hochschulsystem, zum 
Beispiel für die Auslastung der Hochschulkapazitäten oder die 
Lehr- und Studienqualität.

Die Expansion der Universitäten und (Fach-)Hochschulen 
wird in Deutschland bereits seit ihren Anfängen in den 1960er-
Jahren von pessimistischen Prognosen zur Entwicklung der 
Akademikerbeschäftigung begleitet – die bislang jedoch nie 
eingetroffen sind. Vielmehr deuten Beschäftigungsindikatoren 
wie die qualifikationsspezifische Arbeitslosigkeit oder die Ad-
äquanz von erworbener Qualifikation und ausgeübter Beschäf-
tigung darauf hin, dass Arbeitsmarkt und Beschäftigungssys-
tem in der Vergangenheit die Hochschulexpansion relativ 
reibungslos oder sogar produktiv absorbiert haben. Nach der 
Bologna-Reform könnte sich das jedoch zum Teil ändern, da 
derzeit unklar ist, welche beruflichen Chancen mit einem Ba-
chelorabschluss bestehen.

Auch gegenwärtig wird immer wieder die Warnung vor »zu 
vielen Studierenden« laut. Abbildung 2 verdeutlicht, dass die 
Studienanfängerzahl seit 2000 um 60 Prozent gestiegen ist; an 
den Fachhochschulen hat sie sich mehr als verdoppelt. Die kri-
tische Frage ist, ob ein Anwachsen der Studienanfängerquote 
auf mehr als 50 Prozent und der Absolventenquote auf bald 35 
bis 40 Prozent eines Altersjahrgangs eine neue Entwicklungs-
stufe und Herausforderung für Arbeitsmarkt und Beschäfti-
gung darstellt. Als eher kritisch verstandene Bezeichnung ist 
angesichts dieser Entwicklung in der letzten Zeit der Begriff 
»Akademisierung« der Berufs- und Arbeitswelt geprägt worden.

»Akademisierung« ist ein unscharfer Begriff mit 
verschiedenen Bedeutungen

Dieser Begriff ist jedoch sehr unscharf, weil darunter ganz un-
terschiedliche, nur teilweise miteinander verbundene Entwick-
lungen verstanden werden. »Akademisierung« kann erstens die 
Anhebung der Ausbildungsvoraussetzungen in bislang zumeist 
im Schulberufssystem qualifizierten Berufen – zum Beispiel 
im Erziehungs-, Gesundheits- und Pflegebereich – auf (Fach-)

Abbildung 1: Anzahl der Absolventinnen und Absolventen mit einem abgeschlossenen Studium (Erstabschluss)  

Quelle: Bildung in Deutschland 2014, S. 135 (F5-1)
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interessante berufliche Positionen und Aufgaben, die Studien-
berechtigte mit der Entscheidung für ein Studium verbinden. 
Offensichtlich hat der Arbeitsmarkt bislang akademische Bil-
dungsbestrebungen eindeutig belohnt und dadurch verstärkt, 
auch wenn diese Vorteile zwischen den Studienfächern erheb-
lich variierten. Nicht absehbar ist derzeit, ob die tendenziell 
ungünstigeren Aussichten mit einem Bachelorabschluss ohne 
anschließenden Master zu einer Reorientierung auf die beruf-
liche Ausbildung führen.                                                           

Hochschulniveau bedeuten, eine Entwicklung, die mit einer 
steigenden Bildungsbeteiligung im Hochschulbereich kompati-
bel wäre. »Akademisierung« kann zweitens aber auch die Ver-
drängung von Fachkräften im mittleren Qualifikations- und 
Beschäftigungssektor als Folge eines steigenden Angebots an 
Arbeitskräften mit Hochschulabschluss heißen. Der Ausbau du-
aler Studiengänge kann dabei verstärkend wirken. Drittens 
kann »Akademisierung« den häufigeren Übergang von Bache-
lorabsolventinnen und -absolventen in Tätigkeitsfelder meinen, 
die traditionell nicht von Personen mit Hochschulabschluss 
wahrgenommen werden. Dieser Prozess wäre weniger herbeige-
führt durch das Angebot an Absolventinnen und Absolventen, 
sondern vielmehr eine Art Dequalifizierung des neuen Bache-
lorabschlusses. Viertens kann sich »Akademisierung« auf die in 
den letzten Jahren erfolgte stärkere Öffnung der Hochschulen 
für qualifizierte Berufstätige ohne herkömmliche schulische 
Studienberechtigung beziehen (sogenannte nicht-traditionelle 
Studierende). Diese Maßnahme hatte bislang aber eher beschei-
dene quantitative Effekte (Dahm u.a. 2013). Und fünftens 
schließlich kann mit »Akademisierung« auch die hier themati-
sierte Umschichtung in der Bildungsbeteiligung gemeint sein. 
Oft wird der Begriff »Akademisierung« eher mit einem pole-
mischen Unterton verwendet (zum Beispiel als »Akademisie-
rungswahn«). 

Im Wesentlichen wird die Akademisierung von der Expan-
sion des Hochschulbesuchs getragen, ist also primär nach-
frageinduziert. Bisher trugen die in der Vergangenheit mehr-
heitlich sehr guten Berufsaussichten, die ein Hochschulabschluss 
verspricht, verstärkt durch eine entsprechende Berichterstat-
tung in den Medien, zu der gestiegenen Attraktivität des Studi-
ums bei. Neben einem geringen Risiko der Arbeitslosigkeit sind 
es die Aussichten auf gute Entlohnung, berufliche Karriere und 
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Abbildung 2: Anzahl und Anteil von Studienanfängerinnen und -anfängern nach Hochschularten (1995–2013*) 

Quelle: Bildung in Deutschland 2014, S. 125 (F2-2)
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Ein Zehntel der 18- bis 24-Jährigen in Deutschland sind frühzeitige Schulabgänger. Es sind vor allem 

männliche Jugendliche mit Migrationshintergrund – Frauen mit Migrationshintergrund dagegen  

schaffen immer häufiger ihren Abschluss. Hoffnung macht die große Gruppe der jungen Menschen,  

die ihren Abschluss nach dem 25. Lebensjahr nachholen.

Von Iris Gönsch, Heinz-Werner Hetmeier und Hans-Werner Freitag

Nachholende Bildung 

auf dem Vormarsch

achtet ihres sozialen, wirtschaftlichen oder kulturellen Hin-
tergrunds an Bildung zu beteiligen. Auch für die beruflichen 
Chancen jedes Menschen ist eine möglichst gute (Aus-)Bil-
dung eine unabdingbare Grundlage. Bildung ist heute noch 
wichtiger, da die Anforderungen des Arbeitsmarkts an die Ar-

 D ie Europäische Kommission sieht einen hohen Bil-
dungsstand der Bevölkerung als Voraussetzung dafür, 
dass alle Menschen an der Gesellschaft teilhaben kön-

nen und eine gewisse Chancengleichheit herrscht. Dafür ist es 
wichtig, alle Personengruppen einzubeziehen und sie unge-
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beitnehmerinnen und Arbeitnehmer wegen der Globalisierung 
und der technologischen Entwicklung gestiegen sind. Aus 
volkswirtschaftlicher Sicht stellt die Bevölkerung eine Human-
ressource dar, deren Bildungsstand für die wirtschaftliche Ent-
wicklung zentral ist. 

Der Stellenwert von Bildung wird durch die »Europa 
2020-Strategie« der Europäischen Union unterstrichen. In die-
ser Wachstumsstrategie legten die Mitgliedsstaaten der EU im 
Jahr 2010 fest, dass die europäische Wirtschaft in den fünf Be-
reichen Beschäftigung, Innovation, Bildung, soziale Integrati-
on, Klima und Energie bis 2020 nachhaltiger und integrativer 
werden soll. Zu den konkreten Zielen zählen beispielsweise  
die Verringerung der Treibhausgas-Emissionen um 20 Prozent 
oder die Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung. 
Im Bildungsbereich wird angestrebt, bis 2020 den Anteil der 
30- bis unter 35-Jährigen mit einem Hochschulabschluss auf 
mindestens 40 Prozent zu steigern und den Anteil der frühzei-
tigen Schulabgängerinnen und -abgänger auf unter 10 Prozent 
zu reduzieren (Europäische Kommission 2014). 

Als frühzeitige Schulabgängerinnen und -abgänger gelten 
18- bis unter 25-Jährige, die keinen Abschluss des Sekundarbe-
reichs II aufweisen und sich nicht in einer Aus- und Weiterbil-
dung befinden. Hierzu zählen Jugendliche ohne Schulabschluss, 
aber auch diejenigen mit Haupt- oder Realschulabschluss, die 
keine Lehr- oder berufliche Ausbildung abgeschlossen haben. 
Abschlüsse des Sekundarbereichs II sind sowohl berufliche Ab-
schlüsse, die in der dualen oder vollzeitschulischen Berufsaus-
bildung erlangt werden können, als auch die allgemeine oder 
fachgebundene (Fach-)Hochschulreife. Das Bildungssystem 
bietet frühzeitigen Schulabgängerinnen und -abgängern ver-
schiedene Möglichkeiten, einen Abschluss des Sekundarbe-
reichs II zu erwerben oder nachzuholen

Vor allem Jungen mit Migrationshintergrund gehen 
vorzeitig von der Schule ab  

Der Anteil frühzeitiger Schulabgängerinnen und -abgänger lag 
in Deutschland 2012 bei 10,4 Prozent, sodass der Zielwert der 
EU 2020-Strategie bis heute knapp verpasst wurde (siehe Ab-
bildung 1). Dennoch wies Deutschland einen geringeren Anteil 
auf als der Durchschnitt der EU (12,8 Prozent). 

Diese Werte täuschen allerdings darüber hinweg, dass es in 
Deutschland innerhalb der Bevölkerung erhebliche Unter-
schiede gibt: 11 Prozent der Männer und 9,7 Prozent der Frau-
en zwischen 18 und unter 25 Jahren verlassen die Schule früh-

zeitig. Bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund ist der 
Anteil deutlich höher und liegt bei 17,2 Prozent, wobei auch 
hier Männer einen höheren Anteil aufweisen als Frauen. Junge 
Menschen in Deutschland ohne Migrationshintergrund, die 
momentan keine Bildungseinrichtung besuchen, verfügen fast 
immer über einen Abschluss des Sekundarbereichs II – nur 8,2 

Abbildung 1: Frühzeitige Schulabgängerinnen und 
-abgänger in den Jahren 2005 und 2012 (in Prozent)

Quelle: Eurostat-Homepage, Arbeitskräfteerhebung und Mikrozensus 2005, 2012
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den Hauptschulabschluss und 344.500 Schülerinnen und 
Schüler den mittleren Abschuss. Fachgymnasien, Fachober-
schulen, Teile der Berufsfachschulen und weitere berufliche 
Schulen bieten außerdem Bildungsprogramme an, in denen 
die (Fach-)Hochschulreife erreicht werden kann. 2012 erlangte 
über ein Drittel (36,4 Prozent) aller Absolventinnen und Ab-
solventen mit (Fach-)Hochschulreife diesen Abschluss an einer 
beruflichen Schule. Von denjenigen, die die Studienberechti-
gung an einer beruflichen Schule erwarben, war ein beträchtli-
cher Anteil 24 Jahre alt oder älter (14,7 Prozent), sodass man in 
diesen Fällen von einem Nachholen des Abschlusses sprechen 
kann. 2012 waren auch 2 Prozent der Studienberechtigten aus 
allgemeinbildenden Schulen – vor allem aus Abendgymnasien 
und Kollegs – 24 Jahre alt oder älter. 

Mehr junge Frauen türkischer Herkunft schaffen 
einen beruflichen Abschluss 

Die Daten des Mikrozensus geben Aufschluss über den Bil-
dungsstand der Bevölkerung in Deutschland. 2012 hatten 17,2 
Prozent der 30- bis unter 35-Jährigen keinen beruflichen Ab-
schluss. Auch dabei trat wieder eine Kluft zwischen Menschen 

Prozent haben keinen Abschluss. Die Entwicklung von 2005 bis 
2012 zeigt allerdings, dass der Anteil  frühzeitiger Schulabgän-
gerinnen und Schulabgänger mit oder ohne Migrationshinter-
grund stark gesunken ist: 2005 zählten noch 11 Prozent bei den 
Jugendlichen ohne beziehungsweise 22,9 Prozent bei denen 
mit Migrationshintergrund zu den frühzeitigen Schulabgänge-
rinnen und -abgängern.

Im Jahr 2012 verließen knapp 48.000 Schülerinnen und 
Schüler die allgemeinbildenden Schulen ohne Hauptschulab-
schluss, 157.500 mit Hauptschulabschluss. Diese Jugendlichen 
finden häufig keine Ausbildungsstelle im dualen System und 
können größtenteils auch nicht in ein anderes Bildungspro-
gramm des Sekundarbereichs II (zum Beispiel an eine berufs-
bildende Schule) wechseln. Sie sind jedoch oft noch schul-
pflichtig und haben die Möglichkeit, verschiedene Bildungs-
gänge des Übergangssystems zu besuchen, die auf den Erwerb 
beruflicher Grundkenntnisse oder das Nachholen eines Haupt- 
oder Realschulabschlusses abzielen. 

Im Jahr 2012 schlossen über 12.200 Schülerinnen und 
Schüler eine berufliche Schule mit dem Hauptschulabschluss 
ab, fast 31.000 mit einem mittleren Schulabschluss. Im Ver-
gleich dazu erreichten an allgemeinbildenden Schulen 157.500 
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Werte 2012   Männer   Frauen    Nicht abbildbar aufgrund geringer Fallzahlen       Werte 2005  

Abbildung 2: Frauen und Männer mit Migrationshintergrund zwischen 30 und 35 Jahren, die keinen allgemeinen oder 
beruflichen Bildungsabschluss haben

Quelle: Bildung in Deutschland 2014, S. 235 (B5-3A)
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»Der Bildungsstand der Bevölkerung ist in den letzten Jahren gestiegen,  
was insbesondere auf das Bildungsverhalten von Frauen mit oder ohne  

Migrationshintergrund zurückzuführen ist.« 
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mit und ohne Migrationshintergrund zutage: Mehr als ein 
Drittel der 30 bis unter 35-Jährigen mit Migrationshintergrund 
verfügen nicht über einen beruflichen Abschluss (35,4 Pro-
zent), bei der Bevölkerungsgruppe ohne Migrationshinter-
grund sind es nur 10,8 Prozent. Dabei bestehen allerdings gro-
ße Unterschiede je nach Herkunftsregion der Personen mit 
Migrationshintergrund (siehe Abbildung 2). Seit 2005 ist der 
Anteil der Personen mit Migrationshintergrund, die keinen be-
ruflichen Abschluss erworben haben, gesunken. Besonders deut-
liche Verbesserungen gab es bei Frauen türkischer Herkunft.

Es ist nicht möglich, bei der Betrachtung des Bildungs-
stands der erwachsenen Bevölkerung zu unterscheiden, auf 
welchem Weg Bildungsabschlüsse erreicht wurden. Die Analy-
se unterschiedlicher Altersgruppen und unterschiedlicher Be-
fragungen des Mikrozensus ermöglicht es jedoch, Tendenzen 
sichtbar zu machen. 

Im Jahr 2007 wiesen 26,1 Prozent der 25- bis unter 30-Jäh-
rigen keinen beruflichen Bildungsabschluss auf. Fünf Jahre 
später (im Jahr 2012) verfügen von den dann 30- bis unter 
35-Jährigen 17,2 Prozent über keinen beruflichen Bildungsab-
schluss. 2007 gaben bei den 20- bis unter 25-Jährigen 38,7 Pro-
zent an, die (Fach-)Hochschulreife erreicht zu haben. Im Jahr 
2012 gaben 45,5 Prozent der 25- bis unter 30-Jährigen an, die-
sen Abschluss erreicht zu haben. Dies zeigt, dass ein erheblicher 
Anteil der Bevölkerung auch nach dem 25. Lebensjahr noch 
Bildungsabschlüsse erwirbt. Im Bereich der dualen Berufsaus-
bildung liegt das vor allem am hohen Eintrittsalter. Die Auszu-
bildenden sind bei Beginn der Ausbildung im Durchschnitt 
19,5 Jahre alt, 9 Prozent sind 24 Jahre und älter (Stand 2011). 
Über dem Durchschnitt liegen nicht nur Auszubildende, die 
zuvor eine Fach- beziehungsweise Hochschulreife erlangt ha-
ben, sondern mit 19,9 Jahren auch Auszubildende, die über 
keinen Hauptschulabschluss verfügen. Das steigende Alter der 
Auszubildenden zu Beginn der Ausbildung ist also auf zwei 
Faktoren zurückzuführen: erstens auf die Tendenz zu höheren 
allgemeinbildenden Schulabschlüssen und zweitens darauf, 
dass viele junge Menschen eine längere Zeit im Übergangssys-
tem verbringen (Statistisches Bundesamt 2013).  

Der Bildungsstand der Bevölkerung ist in den letzten Jahren 
gestiegen, was insbesondere auf das Bildungsverhalten von 
Frauen mit oder ohne Migrationshintergrund zurückzufüh-
ren ist. Wichtig für die Erhöhung des Bildungsstands ist die 
Durchlässigkeit des Bildungswesens: Diese erlaubt den Wech-
sel der Schulart, aber auch den Erwerb verschiedener Bil-
dungsabschlüsse innerhalb einer Schulart und den Erwerb 
allgemeinbildender Schulabschlüsse an beruflichen Schulen. 
Letzteres ist für das Nachholen von Bildungsabschlüssen von 
besonderer Bedeutung.                                                                               

http://ec.europa.eu/europe2020/europe-2020-in-a-nutshell/targets/index_de.htm
http://ec.europa.eu/europe2020/europe-2020-in-a-nutshell/targets/index_de.htm


  I        n seinem Aufsatz »Ökonomisches Kapital, kulturelles Kapi-
tal, soziales Kapital« wendet sich der französische Soziologe 
und Sozialphilosoph Pierre Bourdieu (1930–2002) dagegen,  

dass der Begriff »Kapital« ausschließlich als ökonomische Ka-
tegorie verstanden wird (Bourdieu 1983). Er beschreibt neben 
diesem allgemein akzeptierten wirtschaftlichen Verständnis zwei 
weitere Formen – kulturelles und soziales Kapital –, die sich 
unter anderem dadurch auszeichnen, dass sie direkt und un-
trennbar mit ihrem Träger (einer Person) verbunden sind und 
deshalb eine kurzfristige Weitergabe von diesem »Kapital« un-
möglich ist. Gerade wenn man den Bereich der Bildung verste-

hen möchte, müssen diese nicht-ökonomischen Kapitalformen 
genauer betrachtet werden, denn sie begründen, so Bourdieu, 
das eigentliche Wesen von Bildung.

Nach Bourdieu existiert kulturelles Kapital in dreifacher 
Form: erstens als inkorporiertes Kapital (also zu einer Person 
gehörend), das beispielsweise durch Primärerziehung in der 
Familie oder durch den Schul- und Universitätsbesuch oder an-
dere Ausbildungsformen erworben wird. Die Primärerziehung, 
bewusst oder unbewusst vollzogen, kann dabei sowohl als po-
sitiver Faktor, wenn durch sie ein »Vorsprung« geschaffen wird, 
als auch als negativer Faktor auftreten, wenn spätere Korrektu-
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Pierre Bourdieu hat mit seinen Studien über das ökonomische, kulturelle und soziale Kapital die  

Bildungsdebatte stark beeinflusst. Verwendet man sein Konzept in der empirischen Bildungsforschung 

wird deutlich, dass nicht nur das ökonomische, sondern auch das soziale und kulturelle Kapital von 

entscheidender Bedeutung für Bildungsverläufe und Risikolagen sind. 

Von Ulrike Rockmann, Klaus Rehkämper und Holger Leerhoff

Bildungskapital 
verringert Bildungsrisiken

kulturelles 
Kapital

ökonomisches  
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soziales  
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ren zusätzlichen Zeitaufwand erfordern. Diese inkorporierte 
Form des kulturellen Kapitals gehört, so Bourdieu, als Habitus 
zu einer Person. Zweitens zeigt sich kulturelles Kapital als ob-
jektives Kapital in Form von Büchern, Kunstwerken oder Ma-
schinen. Diese Form des kulturellen Kapitals kann zwar durch 
ökonomisches Kapital erworben (aber auch vererbt oder ver-
schenkt) werden, das damit verbundene Handlungswissen, wie 
das Bedienen einer Maschine oder das Verständnis von Kunst, 
wird damit jedoch nicht weitergegeben. Drittens wird kulturel-
les Kapital als institutionalisiertes Kapital verstanden, das in 
einer quasi objektivierten und nachprüfbaren Form Kompeten-
zen bescheinigt. Im hier betrachteten Kontext von »Bildungs-
kapital« sind dies vornehmlich schulische Abschlüsse, Univer-
sitätsdiplome oder andere anerkannte Ausbildungszertifikate. 
Für alle Formen des kulturellen Kapitals gilt, dass ein starker 
Zusammenhang mit dem im engeren sozialen Umfeld bereits 
vorhandenen kulturellen Kapital besteht. Zudem besteht offen-
sichtlich ein enger Zusammenhang zwischen ökonomischem 
und kulturellem Kapital: Nur wer aufgrund von wirtschaftli-
cher Absicherung Zeit und Muße hat, kann hinreichend kultu-
relles Kapital ansammeln.

Soziales Kapital als dritte Spielart basiert auf der Zugehö-
rigkeit zu einer Gruppe, auf dem Eingebundensein in ein Netz-
werk von »mehr oder weniger institutionalisierten Beziehun-
gen« (Bourdieu 1983, S. 190). Hieraus ergeben sich »Ressourcen, 
die auf der Zugehörigkeit zu einer Gruppe beruhen« (ebd., S. 
190 f.). Diese Art des Kapitals erfordert Zeit, Arbeit und ein 
ständiges gegenseitiges Geben und Nehmen. Zudem hängt der 
»Umfang des Sozialkapitals, das einer besitzt (…), sowohl von 

der Ausdehnung des Netzes von Beziehungen ab, die er tatsäch-
lich mobilisieren kann, als auch von dem Umfang des (ökono-
mischen, kulturellen oder symbolischen) Kapitals, das diejeni-
gen besitzen, mit denen er in Beziehung steht« (ebd., S. 191; 
Hervorhebungen wurden nicht übernommen). Diese drei Ka-
pitalformen stehen naturgemäß in Wechselbeziehung zueinan-
der. Bourdieu geht von der doppelten Annahme aus, dass öko-
nomisches Kapital den beiden anderen Formen zugrunde liegt, 
diese beiden sich aber nicht verlustfrei auf materielle, ökono-
mische Werte zurückführen lassen.

»Humankapital« ist mehr als eine wirtschaftliche 
Kategorie

Der heute verbreitete und auch im Bericht »Bildung in Deutsch-
land 2014« verwendete Begriff des »Humankapitals« stellt dem-
zufolge eine unerlaubte Verkürzung dar, denn er beschränkt 
sich auf die wirtschaftlichen Aspekte von Bildung und lässt die 
immateriellen sozialen und kulturellen Kapitalformen außer 
Acht. Andererseits muss man einräumen, dass – so zutreffend 
die Analyse von Bourdieu auch sein mag – die in ihr verwende-
ten Begriffe nur schwer operationalisierbar sind; quantitative 
Aussagen im Bereich der Bildungsberichterstattung sind aber 
von erfassbaren Kennziffern und quantifizierten Indikatoren ab-
hängig. Vor diesem Hintergrund wurde erstmals mit dem Be-
richt »Bildung in Deutschland 2008« eine Übertragung der Ka-
pitalbegriffe Bourdieus in statistisch fassbare Erhebungsgrößen 
versucht, mit denen auch die Verbindungen zwischen ökonomi-
schem, kulturellem und sozialem Kapital widergespiegelt wer-
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Quelle: Bildung in Deutschland 2014, S. 24 (A4-2)

Abbildung 1: Risikolagen der unter 18-Jährigen im Jahr 2012 (in Prozent)
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den sollten. Dabei wurde der Familienzusammenhang betrach-
tet, in dem Kinder aufwachsen, und verschiedene Risikolagen 
identifiziert, welche die Bildungskarrieren der Kinder negativ 
beeinflussen können. Hierbei liegt ein finanzielles Risiko vor, 
wenn die Familie unterhalb der Schwelle der Armutsgefähr-
dung lebt, also der Familie das ökonomische Kapital fehlt.

Ein soziales Risiko liegt dann vor, wenn – im Sinne des 
Konzepts der International Labour Organization (ILO) – kein 
Elternteil länger als eine Stunde in der Woche erwerbstätig ist. 
Wenn Menschen über wenig soziales Kapital verfügen, ihnen 
also das Eingebundensein in ein tragfähiges Netzwerk (zum 
Beispiel in Arbeitszusammenhänge oder auch Vereinsbindun-
gen), aus dem vielfältiger Nutzen gezogen werden kann, fehlt, 
haben sie eine höhere soziale Risikolage.

Am schwersten zu erfassen ist das kulturelle Kapital. Hier 
tritt als Stellvertreter das Risiko des bildungsfernen Elternhau-
ses auf: Eltern, die weder über eine abgeschlossene Berufsaus-
bildung noch über eine Hochschulzugangsberechtigung ver-
fügen, gelten in Bezug auf ihre formale Qualifikation als rela-
tiv bildungsarm (Allmendinger/Leibfried 2003; siehe auch Lo-
hauß u.a. 2010).

Die durch diese drei Indikatoren erhobenen Befunde be-
stätigen im Großen und Ganzen die Analyse Bourdieus: Das 
Vorliegen eines bildungsfernen Elternhauses, das sich in ei-
nem Mangel an kulturellem Kapital ausdrückt, trägt bereits 
das Risiko späterer Arbeitslosigkeit – und somit den Mangel 
an sozialem Kapital – in sich. Dies wiederum führt nahezu 
zwangsläufig zu einer finanziell prekären Lebenslage – einem 
Mangel an ökonomischem Kapital. Diese und weitere inhalt-
liche Zusammenhänge lassen sich bei verschiedenen Bevölke-
rungsgruppen (etwa Personen mit Migrationshintergrund, Al-
leinerziehenden, Akademikerinnen und Akademikern) in unter-
schiedlichem Maße identifizieren.

Entwicklung der Risikolagen von Kindern und 
Jugendlichen in Deutschland

Der Anteil der Kinder, die mit mindestens einer der drei Risi-
kolagen aufwachsen, ist in den letzten sieben Jahren zurückge-
gangen. Waren es 2005 noch 32,4 Prozent, ist der Anteil 2012 
auf 29,1 Prozent gesunken. Der Anteil der Kinder, die von allen 
drei Risikolagen betroffen sind, liegt 2012 bei 3,4 Prozent (siehe 
Abbildung 1, S. 27)

Das aus Erwerbslosigkeit resultierende soziale Risiko weist 
unabhängig vom Alter der Kinder die größten positiven Verän-
derungen auf. Es ist in den letzten sieben Jahren in Deutsch-
land insgesamt um rund 3 Prozentpunkte auf 9,4 Prozent ge-
sunken, auch durch den Anstieg der Erwerbsbeteiligung der 
Mütter (siehe Bildung in Deutschland 2012, S. 25). Das soziale 
Risiko tritt in Westdeutschland mit 8,1 Prozent seltener auf als 
in Ostdeutschland mit 13,2 Prozent und dort wiederum selte-
ner als in den Stadtstaaten (16,4 Prozent).

In Ostdeutschland reduzierte sich mit dem Rückgang der 
Erwerbslosigkeit auch das finanzielle Risiko in etwa vergleich-
barem Umfang (3,4 Prozentpunkte); mit 0,2 Prozentpunkten 
in Westdeutschland und 0,5 Prozentpunkten in den Stadtstaa-
ten war dieser Effekt dort deutlich schwächer ausgeprägt, so 
dass für Deutschland insgesamt nur ein Rückgang der Ar-
mutsgefährdung der Familien um 0,7 Prozentpunkte auf 18,8 
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Abbildung 2: Anteil von Kindern in Risikolagen nach 
Migrationshintergrund (MHG) der Familie in den Jahren 
2012 (gefüllte Säulen) und 2005 (ungefüllte Säulen)  
in Prozent

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus 2005, 2012
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Prozent verzeichnet werden konnte. Auch die Erwerbstätigkeit 
eines Familienmitglieds führt in vielen Fällen nicht zu einem 
Familieneinkommen oberhalb der Armutsgefährdungsgrenze. 
Deutschlandweit haben 11,5 Prozent der Kinder ein bildungs-
fernes Elternhaus. In Westdeutschland sind es 11,9 Prozent, in 
Ostdeutschland 5,1 und in den Stadtstaaten 19,3 Prozent. Die 
Situation hat sich damit seit 2005 durchgehend positiv entwi-
ckelt (siehe auch Bildung in Deutschland 2014, Abbildung 
A4-3, S. 25).

Familien mit Migrationshintergrund sind öfter von 
Risikolagen betroffen

Bei bestimmten Bevölkerungsgruppen, etwa Familien mit Mi-
grationshintergrund, kumulieren die Risikolagen häufig: 2012 
ist mit 47,2 Prozent fast die Hälfte der Kinder mit Migrations-
hintergrund von mindestens einer Risikolage betroffen; von 
den Kindern aus Familien ohne Migrationshintergrund sind es 
hingegen nur 20,5 Prozent. 

In deutschen Familien mit Migrationshintergrund, also Fa-
milien, in denen ein Elternteil oder auch beide nach 1949 zuge-
wandert sind und einen deutschen Pass haben, sind alle Risi-
kolagen etwas seltener anzutreffen als im Durchschnitt aller 
Familien mit Migrationshintergrund: Das soziale Risiko der 
Kinder in deutschen Familien mit Migrationshintergrund hat 
sich seit 2005 mit deutlichen regionalen Unterschieden um 
durchschnittlich 3 Prozentpunkte verringert. In den ostdeut-
schen Ländern gab es einen leichten Rückgang beim finanziel-
len Risiko, beim Bildungsrisiko waren dagegen keine Verände-
rungen festzustellen.

Die Risikolagen von Kindern in ausländischen Familien sind 
seit 2005 ausgehend von einem sehr hohen Niveau gesunken. 
Von mindestens einer Risikolage sind aber immer noch fast zwei 
Drittel betroffen. Strukturell ähneln sich die Ausprägungen der 
Risikolagen in Westdeutschland und den Stadtstaaten; in Ost-
deutschland ist das deutlich geringere Bildungsrisiko auffällig. 

Bei deutschen und ausländischen Familien mit türkischen 
Wurzeln lebt 2012 mit 51 Prozent noch mehr als die Hälfte der 
Kinder in einem bildungsfernen Elternhaus; 2005 waren es 
60,3 Prozent. Der Anteil der armutsgefährdeten Familien hat 
sich dabei – trotz überdurchschnittlichen Absinkens der Er
werbslosigkeit um rund 6 Prozentpunkte – nicht verändert (sie
he Abbildung 2).

Die Analyse von Risikolagen hat sich in der Bildungsbe-
richterstattung als aussagekräftiges Werkzeug etabliert. Gerade 
die oben anhand der Familien mit Migrationshintergrund ex-
emplarisch durchgeführten Betrachtungen bestimmter gesell-
schaftlicher und/oder regionaler Gruppen können helfen, dro-
hende Defizite frühzeitig zu erkennen, um dann auch mit bil-
dungspolitischen Maßnahmen gegenzusteuern. 

Obwohl in Deutschland aktuell weniger Kinder in Familien 
mit Risikolagen aufwachsen als noch vor einigen Jahren, sind 
die Werte immer noch beunruhigend: Insgesamt sind immer 
noch knapp ein Drittel der Kinder betroffen, bei Familien mit 
Migrationshintergrund knapp die Hälfte und bei ausländi-
schen Familien wie auch bei Alleinerziehenden sogar fast zwei 
Drittel. Schon allein diese Unterschiede illustrieren die Not-
wendigkeit einer detaillierten Identifikation der Personengrup-
pen für zielgerichtete Maßnahmen.

Mit derartigen Risikolagen ist aber bisher nur ein kleiner 
Ausschnitt des Konzepts von Bourdieu operationalisiert wor-
den. Es stellt sich die Frage, ob nicht auch eine Betrachtung am 
anderen Ende der Skala – also bei Familien, die finanziell, sozi-
al und unter Bildungsaspekten besonders gut gestellt sind – in-
teressante Ergebnisse liefern könnte. Auch die exakte Ausge-
staltung der für die Risikolagen herangezogenen Kriterien ist 
derzeit mehr von der vorhandenen Datenlage als von explizit 
auf die Fragestellung ausgerichteten empirischen Untersuchun-
gen geprägt. Im Kontext der Nutzbarmachung von Bourdieus 
Kapital-Konzeption für die Bildungsberichterstattung gibt es 
durchaus noch Entwicklungspotenzial.                                 

»Obwohl in Deutschland aktuell weniger Kinder in Familien  
mit Risikolagen aufwachsen als noch vor einigen Jahren, sind die Werte  

immer noch beunruhigend.«



  G        esellschaft und Individuen profitieren in vielfältiger 
Weise von Bildung. Investitionen in Bildung sind ver-
knüpft mit der Erwartung, volkswirtschaftliche Effekte 

zu erzielen: Beispielsweise soll dadurch der Arbeitskräftebedarf 
gedeckt, technisch-technologischer Fortschritt erzielt und volks-
wirtschaftliche Prosperität erreicht werden. Darüber hinaus er-
wächst dem Staat aus einer gut qualifizierten Bevölkerung auch 

ein fiskalischer Vorteil, da er bei einer qualifizierten Beschäftig-
tenstruktur auch mit höheren Steuereinnahmen rechnen kann. 

Der individuelle Nutzen von Bildung erstreckt sich auf sehr 
unterschiedliche Lebens- und Handlungsbereiche. Zum einen 
verbessern sich mit dem Bildungsstand die Chancen auf eine 
gut bezahlte Beschäftigung, nicht selten verbunden mit indivi-
duellen Wahlmöglichkeiten in der Erwerbskarriere. Zum ande-
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Dass sich Investitionen in Bildung lohnen, zeigt sich bei der Erwerbstätigkeit: Menschen mit höheren 

Bildungsabschlüssen haben größere Chancen auf dem Arbeitsmarkt, sie verdienen mehr  

und sind seltener von Arbeitslosigkeit betroffen. Auch ihr Gesundheitszustand ist überwiegend besser 

und ihre Teilhabe am politischen, sozialen und kulturellen Leben ist höher.

Von Susan Seeber und Kai Maaz

Bildung nützt 
der Gesellschaft und Individuen



ren entfaltet der individuelle Nutzen aus Bildung auch außer-
halb der Erwerbssphäre seine Wirkung, beispielsweise in den 
Bereichen Gesundheit, in der Fürsorge für die nachwachsende 
Generation oder in der Teilhabe am sozialen, politischen und 
kulturellen Leben. 

Der fiskalische beziehungsweise monetäre Vorteil, der dem 
Staat aus Bildungsinvestitionen erwächst, kann durch die soge-
nannte staatliche Ertragsrate näher bestimmt werden. Staatli-
che Ertragsraten geben den durchschnittlichen Einnahmen-
überschuss an, der durch die ursprüngliche Investition erreicht 
wurde (in Prozent). Sie geben Auskunft darüber, wie sich pri-
vate Bildungsentscheidungen auf die öffentlichen Haushalte 
auswirken. Gleichzeitig dienen sie auch dazu die Effekte unter-
schiedlicher investitionsrelevanter politischer Rahmenbedin-
gungen, zum Beispiel die Finanzierung von Bildung durch den 
Staat, zu veranschaulichen (Autorengruppe Bildungsberichter-
stattung 2010). Diese Erträge des Staates können auf Basis ei-
ner Kosten-Nutzen-Analyse ermittelt werden (zur Berechnung 
siehe Buschle/Haider 2013).

Staatliche Bildungsausgaben machen sich vor allem 
bei Frauen mit Sekundar II-Abschluss bezahlt

Laut Berechnungen der Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) ergeben sich für 
Deutschland die höchsten staatlichen Ertragsraten für eine 
Frau mit einem Abschluss der Sekundarstufe II (also einem be-

ruflichen Abschluss oder einem Abschluss, der zum Studium 
berechtigt). Die Bildungsinvestition des Staates erlangt in die-
sem Fall eine Rendite von 10,9 Prozent pro Jahr im Vergleich zu 
Frauen ohne beruflicher Ausbildung. Die staatlichen Ertrags-
raten für einen Abschluss im Sekundarbereich II lagen in 
Deutschland für Männer wie Frauen deutlich über dem OECD-
Durchschnitt (Männer: 8,4 Prozent; Frauen: 6,8 Prozent; siehe 
dazu Buschle/Haider 2013, S. 811).

Die staatlichen Ertragsraten für Frauen mit einem Terti-
ärabschluss (dem Abschluss an einer Universität, Fachhoch-
schule, Berufsakademie oder an einer anderen Hochschule) 
fielen mit 6,1 Prozent im Vergleich zu den Männern mit 9,1 
Prozent deutlich niedriger aus. Eine Ursache dafür kann in 
dem in vielen Bereichen des Berufslebens immer noch deutlich 
höheren Einkommen der Männer mit einem Hochschulab-
schluss gegenüber den formal gleich qualifizierten Frauen lie-
gen. Das führt dazu, dass Männer höhere Einkommenssteuer 
und höhere Sozialabgaben abzuführen haben und der Staat sei-
ne Bildungsinvestitionen auf diesem Wege (teilweise) wieder 
zurückbekommt. Dass die Tertiärbildung in Deutschland – im 
Vergleich zur oben erwähnten Sekundarbildung – eine unter-
durchschnittliche Ertragsrate im Vergleich zum OECD-Mittel 
aufweist, dürfte vor allem in der hohen Beteiligung des Staates 
an der Finanzierung der Studienplätze liegen. In vielen OECD-
Staaten ist ein Studium – im Unterschied zu Deutschland – mit 
Studiengebühren und damit mit einer höheren privaten Betei-
ligung verbunden (Buschle/Haider 2013).
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Quelle: Bildung in Deutschland 2014, S. 207 (I1-1)

  Lehr-/Anlernausbildung   Fachschulabschluss   (Fach-)Hochschulabschluss   Ohne Abschluss

Abbildung 1: Anteil von Erwerbstätigen und Nichterwerbspersonen im Jahr 2012 nach Geschlecht, Bildungsabschluss 
und Alter (in Prozent)
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Die Abbildung zeigt die Armutsgefährdung der verschiedenen ISCED-Bildungslevels in Deutschland. Die ISCED-Stufen »Niedrig: 1–2« umfassen die Schulbil-
dung bis zur Sekundarstufe I (also beispielsweise einem Haupt- oder Realschulabschluss). Die Stufen »Mittel: 3–4« stehen für Schulbildung, die zu einer 
Berufsausbildung oder zu einer Hochschulzugangsberechtigung führt. Die Stufe »Hoch: 5–6« repräsentiert Bildung mit einem Abschluss im tertiären Bereich 
(zum Beispiel dem Bachelor). 

variiert nach dem Bildungsgrad: 14 Prozent der Frauen mit 
Fachhochschul- oder Hochschulabschluss waren im Jahr 2012 
nicht erwerbstätig, aber 22 Prozent der weiblichen 25- bis unter 
65-Jährigen mit einem beruflichen Abschluss und 43 Prozent 
derjenigen ohne beruflichen Abschluss. 

Abgesehen vom Bildungsniveau- und der Geschlechtszuge-
hörigkeit hat auch das Alter Einfluss auf die Erwerbstätigkeit. 
Die Erwerbstätigkeit nimmt im höheren Alter ab; der Rück-
gang der Erwerbstätigkeit fällt jedoch bei höher Qualifizierten 
geringer aus. Das erreichte formale Bildungsniveau ist offenbar 
ein wichtiger Grund dafür, ob ältere Menschen (ab 55 Jahren) 
noch erwerbstätig sind (siehe Abbildung 1, S. 31). 

Höhere Bildungsqualifikation bedeutet meistens 
auch ein höheres Einkommen

In der bildungsökonomischen Forschung ist der Zusammen-
hang zwischen Bildungsstand und Einkommen gut belegt (bei-
spielsweise Mendolicchio/Rhein 2012). Das Bruttoeinkommen 
von vollzeiterwerbstätigen Personen mit Hochschulabschluss 
beträgt durchschnittlich 3.850 Euro. Frauen und Männer mit 

Mit dem Bildungsstand steigen auch die Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt. Die Arbeitsmarktentwicklung der letzten Jahre ist 
zwar wegen der guten wirtschaftlichen Entwicklung für alle 
Qualifikationsgruppen positiv. Aber der Abstand (also der pro-
zentuale Anteil an Erwerbspersonen) zwischen Personen, die 
über eine berufliche Ausbildung oder ein Studium verfügen, 
und denjenigen, die keinen Berufsabschluss haben, hat sich 
kaum verringert. Bei Frauen und Männern mit einem Hoch-
schulabschluss war im Jahr 2012 die Quote der Erwerbstätigen 
mit 88 Prozent am höchsten – und der Anteil an arbeitslos ge-
meldeten Personen am geringsten (2,3 Prozent). Im Vergleich 
dazu liegt die Erwerbstätigenquote der Personen ohne berufli-
chen Abschluss deutlich niedriger (58,1 Prozent).  

Die Differenz bei der Erwerbstätigkeit zwischen Männern 
und Frauen liegt bei 8 Prozent: 92 Prozent der 25- bis unter 
65-jährigen Männer mit einem Hochschulabschluss sind er-
werbstätig – bei den Frauen liegt der Anteil dagegen bei rund 
84 Prozent. Bei Personen ohne beruflichen Abschluss wird der 
Unterschied noch deutlicher: 67 Prozent der Männer ohne 
Berufsabschluss waren im Jahr 2012 erwerbstätig, aber nur 51 
Prozent der Frauen. Der Anteil an nicht erwerbstätigen Frauen 
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Abbildung 2: Armutsgefährdungsquoten in Deutschland nach Bildungsstand und Geschlecht in den Jahren  
2005 und 2012 (in Prozent)*

* Bezogen auf die Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren mit Angaben zum Bildungsabschluss
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maximal einem Abschluss auf ISCED-Stufe 2 haben ein durch-
schnittliches monatliches Bruttoeinkommen von 2.350 Euro. 
ISCED steht für »International Standard Classification of Edu-
cation« und ist der Standard der UNESCO zur Klassifizierung 
und Charakterisierung von Schultypen und -systemen; die IS-
CED-Stufe 2 entspricht einem Haupt- oder Realschulabschluss. 
Vollzeitbeschäftigte Frauen verdienen nach wie vor wesentlich 
weniger als Männer mit vergleichbarem Bildungsabschluss.

Der Nutzen eines hohen Bildungsstands für Individuen 
und Gesellschaft zeigt sich außerdem an der Armutsgefähr-
dung. Während sich die Armutsgefährdungsquote von Perso-
nen mit hohem und mittlerem Bildungsstand in den letzten 
Jahren kaum verändert hat, ist die Gefährdungsquote bei Per-
sonen mit niedrigem Bildungsstand stark angestiegen (siehe 
Abbildung 2, S. 32).

Bildung hat auch nicht-monetäre Vorteile

Die Verfasserinnen und Verfasser der nationalen Bildungsbe-
richte gingen systematisch dem Zusammenhang von Bildungs-
niveau und nicht-monetären Effekten für Individuen und für 
die Gesellschaft nach. Dabei lassen sich allerdings keine direk-
ten Effekte aufzeigen, weil die Wirkungen von Bildung in die-
sen Bereichen durch viele andere Faktoren beeinflusst werden. 
Dennoch lassen sich nach Bildungsstand einige indirekte Un-
terschiede feststellen, beispielsweise in der politischen und kul-
turellen Teilhabe oder in der Lebensführung. 

So zeigt sich, dass Personen mit einem Hochschulabschluss 
stärker politisch interessiert sind als Personen mit niedrigeren 
Abschlüssen. Außerdem zeichnen sie sich durch ein höheres 
Maß an politischem Engagement aus (zum Beispiel durch Mit-
gliedschaften in Parteien oder Organisationen). Dies gilt für 
Männer und Frauen gleichermaßen, wobei Frauen in allen Bil-
dungsniveaus deutlich weniger politisch interessiert sind als 
Männer. Die Daten für Deutschland spiegeln sich im internati-
onalen Trend in nahezu allen OECD-Staaten wider. Personen 
mit einem höheren Abschluss nehmen häufiger ihre politi-
schen Rechte in Anspruch, sie gehen zum Beispiel häufiger zur 
Wahl, und sie engagieren sich häufiger ehrenamtlich (Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2010).

Zugleich zeigen sich in anderen Lebensbereichen Vorteile 
für besser ausgebildete Personen, zum Beispiel ist ihr Gesund-
heitszustand im Durchschnitt besser. Personen mit einem ho-
hen Bildungsstand zeichnen sich durch eine gesündere Lebens-
führung aus, was sich beispielsweise darin ausdrückt, dass sie 
sportlich aktiver sind, nicht rauchen und ihre Ernährung ge-

sundheitsfördernder ist. Dementsprechend ist diese Gruppe – 
im Vergleich zu Personen ohne beruflichen Abschluss – zu ei-
nem geringeren Anteil von sogenannten Volkskrankheiten wie 
Adipositas, Diabetes oder Herz-Kreislauferkrankungen betrof-
fen (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2014, S. 209ff.).

Sehr deutlich lässt sich festhalten: Investitionen in Bildung 
lohnen sich – sowohl für den Staat als auch für die Individuen. 
Insbesondere ökonomische und arbeitsmarktbezogene Effekte 
lassen sich gut belegen. Dazu sind auch nicht-monetäre Erträge 
für beide Seiten festzustellen, die sich vor allem in besseren 
Teilhabechancen und Gestaltungsmöglichkeiten in vielen öf-
fentlichen und privaten Lebensbereichen niederschlagen.        

»Personen mit einem höheren Abschluss gehen häufiger zur Wahl  
und sie engagieren sich häufiger ehrenamtlich.« 

http://doku.iab.de/kurzber/2012/kb0512.pdf
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 S 
eit der erstmaligen Veröffent-
lichung des nationalen deut-
schen Bildungsberichts im Jahr 
2006 ist die Behandlung eines 
Schwerpunktthemas fester Be-

standteil der Bildungsberichterstattung. 
Damit soll ein für das Bildungssystem 
aktuelles, grundlegendes und übergrei-
fendes Thema vertieft erörtert werden. 
Mit der Festlegung des Schwerpunktthe-
mas »Bildung von Menschen mit Behin-
derungen« hat der diesjährige Bildungs-
bericht ein Thema aufgegriffen, das ak-
tueller und auch in seinen Wirkungen 
umstrittener nicht sein könnte. Umso 
gespannter war nicht nur die Fachöffent-
lichkeit auf die Aussagen der Autoren-
gruppe zu diesem Thema. 

Ein entscheidender Anstoß dafür, sich 
stärker mit den Fragen der Inklusion von 
Menschen mit Behinderungen auseinan-
derzusetzen, ging von der Behinderten-
rechtskonvention der Vereinten Nationen 
(BRK) aus dem Jahr 2006 aus, die inzwi-
schen in Deutschland geltendes Recht ist. 
Die BRK verfolgt einen umfassenden An-
satz, der auf die Inklusion in allen gesell-

schaftlichen Bereichen zielt und damit 
weit über das Bildungssystem hinaus 
reicht. In der öffentlichen Debatte in 
Deutschland steht aber der Blick auf die 

Umsetzung des Grundsatzes der Inklusion 
von Menschen im Bildungs- und insbe-
sondere im Schulbereich im Mittelpunkt 
der Aufmerksamkeit (Artikel 24 der BRK).

Die Autorinnen und Autoren des Bil-
dungsberichts nehmen in ihrer Darstel-
lung zwar diese Erwartung auf. Zugleich 
erweitern sie die Fragen nach Inklusion 
durch die Einbeziehung der Situation in 
der frühkindlichen Bildung und auch im 

Rahmen beruflicher Bildung einschließ-
lich der Hochschul- und Weiterbildung. 
Dass das Konzept eines auf Inklusion 
hin orientierten Bildungssystems in sehr 
grundlegender Weise die Struktur insbe-
sondere des bestehenden Schulsystems 
hinterfragt, zeigen die detaillierten Dar-
stellungen im Schwerpunktkapitel des 
Bildungsberichts 2014 hinreichend auf. 
Ebenso wird deutlich, dass der Umgang 
mit Inklusion notwendig neue Fragen an 
das vorhandene Bildungssystem stellt 
und im Zusammenhang mit den weiter-
gehenden Anforderungen an ein auf ver-
schiedenste Formen von »Heterogeni-
tät« hin ausgerichtetes System gesehen 
werden muss.  

Das Konzept der Inklusion wird 
unterschiedlich interpretiert

Inklusion selbst ist ein komplexes Kon-
zept: Es gibt keine allgemein akzeptierte 
Definition, und die Argumentations-
stränge unterscheiden sich stark. So kann 
Inklusion einerseits als globales Konzept 
verstanden werden, das durch die Veröf-

Von Hans-Peter Füssel, Marcus Hasselhorn und Rolf Werning

Schwerpunktthema 2014:  
Zur Bildung von Menschen  

mit Behinderungen
Inklusion steht seit Jahren auf der Agenda der deutschen Politik.  

Doch noch immer werden behinderte und nicht-behinderte Menschen voneinander 
getrennt ausgebildet. Um das zu ändern, müsste nicht nur die Gesellschaft für  

das Thema sensibilisiert, sondern auch das Bildungssystem selbst reformiert werden.

Das Konzept eines auf  
Inklusion hin orientier-

ten Bildungssystems 
hinterfragt die  

Struktur des bestehen-
den Schulsystems. 



fentlichungen der UNESCO und der UN 
weltweit rezipiert wird. Andererseits fin-
det die Umsetzung von Inklusion in spe-
zifischen nationalen beziehungsweise re-
gionalen Kontexten statt. Inklusion wird 
auch – in einem deutlich engeren Sinne 
– auf die integrierte Bildung von Men-
schen mit Behinderungen bezogen be-
ziehungsweise auf sonderpädagogischen 
Unterstützungsbedarf im allgemeinen 
Bildungs- und Schulsystem. Daher stellt 
sich hier die Frage nach dem angemesse-
nen und geeigneten Förderort für diese 
Gruppen. In diesem Sinne folgt beispiels-
weise die Kultusministerkonferenz in ih-
ren Empfehlungen zur »Inklusiven Bil-
dung von Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderungen in Schulen« einem sol-
chen engeren Verständnis (Kultusminis-
terkonferenz 2011).

In der internationalen Debatte wird 
demgegenüber ein weiteres Verständnis 
verwendet. Dabei steht die generelle Mi-
nimierung von Diskriminierung und 

(Bildungs-)Benachteiligungen von Schü-
lerinnen und Schülern – sei es aufgrund 
von Behinderung, Leistung, Geschlecht, 
oder sozialer und/oder kultureller Her-
kunft – und die Maximierung von sozia-
ler Teilhabe im Mittelpunkt (Werning/
Baumert 2013). 

Deutschland: Je höher die Bildungs- 
stufe, desto geringer die Inklusion

Die Forderung nach Inklusion – ob in ei-
nem engen oder weiten Verständnis – trifft 
in Deutschland auf ein historisch gewach-
senes, ab der Sekundarstufe I selektiv ge-
prägtes Bildungssystem. Es folgt bisher 
dem Grundsatz optimaler Förderung von 
Kindern und Jugendlichen durch institu-
tionelle Differenzierung. Insbesondere im 
Schulbereich ist für Kinder und Jugendli-
che mit Behinderungen ein breit differen-
ziertes System von Förderschulen ausge-
baut worden. Dieses sieht sich vor dem 
Hintergrund der Anforderungen der BRK 

im Hinblick auf seine zukünftige Bedeu-
tung und Rolle in Frage gestellt. In den 
unterschiedlichen schulischen Bildungs-
einrichtungen, vom Gymnasium bis zu 
den einzelnen Formen der Förderschulen, 
haben sich im Laufe der Zeit höchst unter-
schiedliche Lernmilieus entwickelt sowie 
verschiedene Bildungsverständnisse etab-
liert. Die Adaption inklusiver Perspektiven 
führt daher in den einzelnen Bildungsein-
richtungen notwendigerweise zu Schwie-
rigkeiten und auch zu Brüchen und Wi-
dersprüchen. Der Bildungsbericht 2014 
zeigt, dass die Umsetzung von Inklusion 
mit zunehmendem Alter vom Elementar-
bereich bis zum Sekundarbereich II 
schwieriger wird. Die niedrigsten Inklusi-
onsquoten finden sich in Institutionen, 
die höherwertige Bildungsabschlüsse er-
möglichen. In der beruflichen Bildung 
gibt es nur wenige inklusive Angebote, 
stattdessen kommen dort umfangreiche 
pädagogische Sondermaßnahmen des So-
zialsystems zur Anwendung.
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 Auf Grundlage der Sozialgesetzbücher (SGB)    Auf Grundlage der Landesschulgesetze    Richtlinien der Länder/Trägerverbände/Kitas
 Auf Grundlage der Landeshochschulgesetze, spezifische Regelungen der einzelnen Fakultäten
 Auf der Grundlage von §§ 65 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) und 42e der Handwerksordnung (HwO) und Landesrecht

* Eine ausführliche Dokumentation aller einschlägigen Rechtsgrundlagen findet sich unter www.bildungsbericht.de.
1) Die Eingliederungshilfen nach SGB VIII werden höchstens bis zu einem Alter von 27 Jahren erbracht.

Abbildung 1: Übersicht über die rechtlichen Grundlagen* für die Unterstützung von Menschen mit Behinderungen  
im Bildungswesen

Quelle: Bildung in Deutschland 2014, S. 159 (H-1)
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Die aktuellen Entwicklungen hin zu ei-
nem inklusiven Bildungssystem zeigen 
noch keine klare Profilierung: Angebote 
gemeinsamer Bildung von Kindern und 
Jugendlichen mit und ohne Behinde-
rungen in einem gemeinsamen Lernzu-
sammenhang stehen neben den weiter-
hin existierenden Sondereinrichtungen, 
die zur Förderung von Menschen mit 
Behinderungen – zumindest temporär 
– eine institutionelle Trennung auf-
rechterhalten. Die aktuellen Zahlen ma-
chen zudem deutlich, dass trotz zuneh-
mender inklusiver Schulformen die Quo-
te der Förderschulbesuche kaum zurück 
geht. Die Zahl der Schülerinnen und 
Schüler mit sonderpädagogischem För-
derbedarf steigt vielmehr – und zwar 
mit erheblichen Unterschieden in den 
Bundesländern. 

 
Rechtliche Rahmenbedingungen 
prägen die Bildungsbeteiligung 
von Behinderten

Der Bildungsbericht 2014 zeigt, wie stark 
gegenwärtig die Frage der Beteiligung an 
Bildung von den rechtlichen Rahmenbe-
dingungen abhängt, die den jeweiligen Bil-
dungsbereich prägen. Auffällig ist insbe-
sondere, dass sowohl bildungsrechtliche als 
auch sozialrechtliche Bestimmungen von 
Bedeutung sein können, dass aber dabei 
weder ein einheitliches noch ein abge-
stimmtes Verständnis von Hilfeangeboten 
besteht. Zudem fällt je nach Bildungsab-
schnitt das Verständnis darüber höchst un-
terschiedlich aus, was »Behinderung« aus-
macht und was die Grundlage für entspre-
chende Ansprüche darstellt. Im Ergebnis 
kann dies dazu führen, dass es nicht gelingt, 
Unterstützungsangebote unter einer ein-
heitlichen Zielsetzung zusammenzuführen 
und zu nutzen (siehe Abbildung 1, S. 35).  

Entsprechend den rechtlichen Grund-
lagen haben sich auch auf der institutio-
nellen Ebene unterschiedliche Formen 
sowohl der Zuständigkeiten als auch der 
Leistungserbringung entwickelt, die in 
der Folge zu wenig abgestimmten Maß-
nahmen führen. Nicht zuletzt die dia
gnostischen Zugänge, die der Feststellung 
von Ansprüchen im Einzelfall notwendig 
vorausgehen, knüpfen an diese Unter-
schiede an.

Die Autorengruppe Bildungsberichter-
stattung lehnt die weit verbreitete Auf-
fassung ab, wonach man in einem inklu-
siven Bildungssystem ganz auf Diagnos-
tik verzichten könne. Eine solche Positi-
on verkennt, dass Diagnostik nicht zwangs-
läufig die Funktion hat, den optimalen 
Förderort zu legitimieren (Platzierungs-
diagnostik). Vielmehr sollen die in den 
letzten Jahren vermehrt entwickelten dia-
gnostischen Ansätze und Verfahren dazu 
dienen, die Informationen für die best-
mögliche individuelle Lernförderung be-
reitzustellen – unabhängig vom Förder-
ort (Lernvoraussetzungs- und Lernver-
laufsdiagnostik). Insbesondere die Lern-
verlaufsdiagnostik stellt Lehrkräften in 
zunehmend heterogener zusammenge-
setzten Lerngruppen Informationen über 
die individuellen Lernverläufe von Schü-

lerinnen und Schülern zur Verfügung 
und leistet somit einen wichtigen Beitrag 
zur Umsetzung von Inklusion in den 
Schulen (dazu ausführlicher Hasselhorn/
Schneider/Trautwein 2014). 

Der Bildungsbericht versucht trotz der 
teilweise höchst lückenhaften Datenbe-
stände, zumindest einen Eindruck davon 
zu vermitteln, welche Angebote in den 
unterschiedlichen Bereichen des Bildungs-
systems für Menschen mit Behinderungen 
bestehen und inwieweit diese wahrgenom-
men werden. Unsicherheiten ergeben sich 
dabei aus der Tatsache, dass nur dann aus-
sagekräftige Daten vorliegen, wenn eine 
»Behinderung« festgestellt und/oder ent-
sprechende Leistungen erbracht wurden. 
Wenn beispielsweise im Bereich der früh-
kindlichen Bildung Aussagen über Kinder 
möglich sind, die eine sozialrechtliche Ein-

Abbildung 2: Sonderpädagogische Förderung* in den Schuljahren 2000/01 
und 2012/13 nach Bundesländern und Förderort (in Prozent)

Quelle: Bildung in Deutschland 2014, S. 179 (H3-2)

 An Förderschulen    An sonstigen allgemeinbildenden Schulen (Integration)   X Zusammen

(BW: Baden-Württemberg; BY: Bayern; BE: Berlin; BB: Brandenburg; HB: Bremen; HH: Hamburg;  
HE: Hessen; MV: Mecklenburg-Vorpommern; NI: Niedersachsen; NW: Nordrhein-Westfalen;  
RP: Rheinland-Pfalz; SL: Saarland; SN: Sachsen; ST: Sachsen-Anhalt; SH: Schleswig-Holstein; TH: Thüringen)

* �In den meisten Ländern werden Schülerinnen und Schüler erfasst, bei denen ein sonderpädagogi-
scher Förderbedarf förmlich festgestellt wurde. In vier Ländern wird sonderpädagogische Förderung 
hingegen unabhängig davon erfasst, ob der Förderbedarf förmlich festgestellt wurde.
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gliederungshilfe erhalten haben oder über 
diejenigen, bei denen amtlich eine Schwer-
behinderung festgestellt wurde, dann sind 
diese Gruppen weder identisch noch sind 
damit Aussagen über alle Kinder in dieser 
Altersstufe oder die Gesamtzahl derjenigen 
mit Behinderungen möglich. Gleichwohl 
zeigen die vorhandenen Daten, dass gerade 
im vorschulischen Bereich Kinder mit Be-
hinderungen zu gut zwei Dritteln in Grup-
pen lernen und betreut werden, die auf In-
klusion hin orientiert sind. Im Schulalter ist 
davon auszugehen, dass gegenwärtig in je-
dem Bundesland in jeder fünften Klasse 
einer allgemeinbildenden Schule zumin-
dest eine Schülerin oder ein Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf unter-
richtet wird, im Grundschulbereich in fast 
jeder dritten Klasse.

Wenn der Bildungsbericht den Blick 
auf jene Schülerinnen und Schüler rich-
tet, bei denen ein sonderpädagogischer 
Förderbedarf festgestellt wurde, ist er-
kennbar, dass deren Anteil an der Schüler-
schaft insgesamt auf inzwischen 6,6 Pro-
zent gestiegen ist. Von ihnen werden – mit 
zunehmender Tendenz – 28 Prozent in 
allgemeinen Schulen unterrichtet. Aller-
dings unterscheidet sich die Zahl der 
Schülerinnen und Schüler, für die ein 
sonderpädagogischer Förderbedarf vor-
liegt, stark zwischen den Bundesländern. 
Sie reicht von 10,5 Prozent in Mecklen-
burg-Vorpommern bis zu 5,0 Prozent in 
Hamburg.

Beim Übergang in eine berufliche 
Ausbildung entstehen für manche Ab-
gängerinnen oder Abgänger von Förder-
schulen deshalb besondere Schwierigkei-
ten, weil sie über keinen allgemeinbil-
denden Schulabschluss verfügen: Das 
trifft bei fast drei Vierteln von ihnen zu. 
Allerdings besteht in manchen Bundes-
ländern auch die Situation, dass dort an 
einzelnen Förderschularten beispielswei-
se ein Hauptschulabschluss schulrecht-
lich nicht vorgesehen ist und deshalb 
dort auch nicht erreicht werden kann. 

Gelingt Schülerinnen und Schülern 
mit Behinderungen der Übergang in eine 
berufliche Ausbildung, zeigt sich, dass die-
se insbesondere in sogenannten Fachprak-
tikerinnen- und Fachpraktikerausbildun-
gen oder aber in Ausbildungen der Haus- 
und der Landwirtschaft unterkommen. 

Eine große Bedeutung kommt auch den 
Berufsbildungswerken zu, die für Jugend-
liche und junge Erwachsene mit Behinde-
rungen entsprechende Ausbildungsgele-
genheiten bereitstellen. Der Übergang in 
Beschäftigung im Anschluss an eine Aus-
bildung stellt dann eine weitere Hürde dar, 
die im Durchschnitt nur von gut einem 
Drittel überwunden wird. Die Umsetzung 
von Inklusion im Bereich der beruflichen 
Bildung, auch bei der beruflichen Weiter-
bildung, stellt eine besondere Herausfor-
derung dar, die ohne institutionelle Neu-
ordnungen in diesem Bereich wohl nicht 
zu erreichen sein dürfte.

Die BRK verweist im Rahmen der 
Einzelschritte zur Verwirklichung der 
gleichberechtigten gesellschaftlichen Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen 
zu Recht auf die Bedeutung der »Be-
wusstseinsbildung« (Artikel 8 der BRK). 
Dies gilt für die Bevölkerung insgesamt, 
zugleich aber auch besonders für das in 
den entsprechenden Bildungseinrich-
tungen tätige Fachpersonal: Dieses muss 
für Inklusion gewonnen und gleichzeitig 
qualifiziert werden. Der Sicherstellung 
einer angemessenen Aus-, Fort- und 
Weiterbildung kommt daher eine zentra-
le Bedeutung zu. Dabei steht zwar der 
Schulbereich im Mittelpunkt der öffent-
lich diskutierten (Reform-)Überlegun-
gen, aber in gleicher Weise muss dies für 
die im vorschulischen Bereich Tätigen 
und ebenso auch für Ausbilderinnen und 
Ausbilder in der beruflichen Bildung bis 
hin zu den Hochschulen gelten.

Wenn gegenwärtig die Mehrzahl des 
Personals in Bildungseinrichtungen noch 
nicht über grundlegende Qualifikationen 
zur Förderung von Kindern und Jugendli-
chen verfügt, dann wird deutlich, welche 
Aufgaben an dieser Stelle noch zu leisten 

sind. Hinzu kommt im Schulbereich eine 
hohe Zahl nicht sonderpädagogisch aus-
gebildeter Lehrkräfte, die an Förderschu-
len unterrichten. In der Lehrerbildung 
bleiben offene Fragen, die nicht zuletzt 
aus der Struktur von sechs Lehramtstypen 
resultieren, die entweder schulform- oder 
stufenorientiert sind und eine Trennung 
zwischen Lehrämtern für allgemeine 
Schulen und solche der Sonderpädagogik 
vorsehen. Hier deuten aktuelle Beschlüsse 
der Kultusministerkonferenz auf eine ver-
änderte Blickrichtung hin (Kultusminis-
terkonferenz 2014). 

Die Forderung nach Bereitstellung 
ausreichender Ressourcen für Inklusion 
prägt die öffentliche Debatte. In diesem 
Zusammenhang wird im Bildungsbericht 
darauf hingewiesen, dass die gegenwär-
tige Finanzierung der Bildung von Men-
schen mit Behinderungen aus unter-
schiedlichsten Zusammenhängen erfolgt 
und damit ein eher schwer zu durch-
schauendes System verschiedener finan-
zieller Ressourcen entstanden ist. Gera-
de in Zusammenhang mit der Erbrin-
gung von Sozialleistungen werden er-
hebliche Mittel personenbezogen be-
reitgestellt, sie kommen den Bildungs-
einrichtungen nur mittelbar zugute. Die 
Verknüpfung institutioneller und per-
sonenbezogener Mittel erscheint, so wird 
betont, als die Aufgabe der Zukunft – 
trotz aller damit verknüpften Probleme 
von bestehenden Zuständigkeiten, recht-
lich unterschiedlich geregelten An-
spruchsvoraussetzungen sowie verschie-
denen institutionellen und professio-
nellen Selbstverständnissen.

Für eine bessere Inklusion muss das 
Bildungssystem verändert werden 

Aus den skizzierten Ergebnissen leitet die 
Autorengruppe des Bildungsberichts He-
rausforderungen ab, bei denen sie beson-
deren Handlungsbedarf auch und gerade 
für die Politik sieht. Das bestehende Bil-
dungssystem stellt mit seinem hohen 
Maß an Differenzierung den Ausgangs-
punkt für alle Schritte hin zur Inklusion 
dar: Aus dem Vorhandenen heraus sollte 
ein verändertes, auf Heterogenität hin 
orientiertes Bildungssystem entwickelt 
werden, das ausgehend von den unter-
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schiedlichen Selbstverständnissen und 
professionellen Überzeugungen in den 
einzelnen Bildungseinrichtungen das ge-
meinsame Ziel erkennt und anerkennt, 
ohne dass vorhandene Kompetenzen ins-
besondere des gegenwärtig tätigen Perso-
nals in diesem Prozess verlorengehen.

Besondere Herausforderungen kom-
men dabei auf die Diagnostik zu. Wichtig 
ist zukünftig weniger das Ziel einer ange-
messenen Platzierung von Menschen mit 
Behinderungen. Es wird vielmehr darum 
gehen, bei Erhalt der bisherigen Qualität 
diagnostischer Verfahren Aspekte von 
Lernvoraussetzungen und Lernverläufen 
in den Mittelpunkt zu rücken.

Die Bildungseinrichtungen selbst soll-
ten den höchst unterschiedlichen Grad 
an Verwirklichung von Inklusion über-
winden: es kann nicht ausreichen, dass 
im jüngeren Lebensalter und der vor-
schulischen Bildung Inklusion ein relativ 
weit verbreitetes Konzept darstellt, das 
dann mit zunehmendem Alter der Kin-
der und Jugendlichen immer weniger 
verwirklicht wird. Auch wenn die insti-
tutionellen Schwierigkeiten zunehmen, 
bleibt gleichwohl die Aufgabe von Inklu-
sion für alle Bildungseinrichtungen auf 
allen Stufen bestehen. Dabei wird vor al-
lem im Sekundarbereich zu klären sein, 
welche Einschränkungen sich für Inklu-
sion aus einem differenzierenden System 
mit unterschiedlichen Bildungsabschluss-
optionen ergeben (zum Beispiel das Kri-
terium der zielgleichen Beschulung, das 
besagt, dass alle Schülerinnen und Schü-
ler, egal ob behindert oder nicht behin-
dert, nach den gleichen Richtlinien un-
terrichtet werden). Ein Nebeneinander 
von inklusiv orientierten Bildungsein-
richtungen und solchen, die auf Dauer 
auf Separierung hin ausgerichtet sind, 
wird weder möglich sein, noch gibt es 
Gründe, dies vorzusehen.

Die Autorinnen und Autoren des Bil-
dungsberichts halten fest, dass eine auf 
Inklusion hin orientierte Bildung gerade 
auch bei der Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung nur dann gelingen kann, wenn die 
allgemeinen Bildungsinstitutionen die 
pädagogische Verantwortung für alle 
Kinder und Jugendlichen übernehmen. 
Inklusion ist keine sonderpädagogische 

Aufgabenstellung. Die Aufgabe der Son-
derpädagogik liegt in der Unterstützung 
der allgemeinen Institutionen für Bil-
dung und Erziehung von Kindern und 
Jugendlichen mit spezifischem Förderbe-
darf. Damit kommen auf die allgemei-
nen Bildungseinrichtungen Herausfor-
derungen zu, die sowohl Auswirkungen 
auf die Qualifikation der Fachkräfte als 
auch auf die Prozesse der Lehr- und Lern-
organisation bis hin zu den Ressourcen-
verteilungen haben werden. Die Aus-, 
Fort- und Weiterbildung ist dabei eine 
entscheidende Voraussetzung.

Das Schwerpunktkapitel des Bildungs-
berichts »Menschen mit Behinderungen 
im Bildungssystem« stellt abschließend 
fest: »Der anstehende Transformations-

prozess bedarf einer klaren Abstimmung 
und auch Planung der Umgestaltung un-
ter Beteiligung aller an Bildung beteiligten 
Institutionen. Insbesondere den kommu-
nalen Gebietskörperschaften kommt hier-
bei eine wichtige Rolle zu. Die Herausfor-
derungen für die Politik bestehen daher 
vor allem darin, die in diesem Umwand-
lungsprozess zu erwartenden institutio-
nellen Interessendivergenzen auszubalan-
cieren und die erforderliche Reallokation 
(Überarbeitung und eventuell Neuvertei-
lung – d. Red.) der Ressourcen im Sinne 
des Ziels von Inklusion vorzunehmen – im 
Interesse der Verbesserung der Bildungs-
teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen« (Autorengruppe Bildungsberichter-
stattung 2014, S. 203).                                

DOSSIER // 

DIE AUTOReN

Prof. Dr. Hans-Peter Füssel ist Mitarbeiter in der Abteilung »Struktur und Steuerung des 
Bildungswesens« am Deutschen Institut für Internationale Pädagogische Forschung (DIPF)  
in Berlin und Mitglied der Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2014.
Kontakt: fuessel@dipf.de 

Prof. Dr. Marcus Hasselhorn ist Geschäftsführender Direktor des Deutschen Instituts für 
Internationale Pädagogische Forschung (DIPF) in Frankfurt und Direktor der Abteilung »Bil-
dung und Entwicklung«. Er ist der Sprecher der Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2014.
Kontakt: hasselhorn@dipf.de

Prof. Dr. Rolf Werning ist Professor für Sonderpädagogik mit dem Schwerpunkt Pädagogik 
bei Lernbeeinträchtigungen an der Leibniz Universität Hannover und Mitglied der Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2014 bei den Beratungen des Schwerpunktkapitels.
Kontakt: rolf.werning@ifs.phil.uni-hannover.de
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Tagungen

Auf der Agenda der Jahrestagung 2014 des Deutschen Jugendinstituts 
(DJI) stehen Risikopotenziale und risikohafte Verläufe in der Biografie 
von Kindern und Jugendlichen. Die inhaltliche Rahmung der Fachta-
gung skizziert Christian Lüders in seinem Eröffnungsvortrag. In acht 
wissenschaftliche Foren wird eine breite Palette von Risiken im Verlauf 
des Aufwachsens thematisiert: zum Beispiel Probleme in der Familie, in 
der Schule, beim Übergang in den Beruf sowie Gewalt- oder Radikalisie-
rungstendenzen. Gleichzeitig werden die jeweils beteiligten Institutio-
nen wie Kinder- und Jugendhilfe, Schule, Polizei und Justiz in den Blick 
genommen. Untersucht werden dabei unter anderem die komplexen 
Mechanismen im Zusammenspiel von individuellem und institutionel-
lem Handeln, und es wird hinterfragt, inwieweit sie dazu beitragen, 
problematische, riskante Prozesse im Entwicklungsverlauf zu verfesti-
gen beziehungsweise »Risikokarrieren« zu produzieren. 

Antworten geben hier sowohl Forschungsbeiträge zu Ursachen und Be-
funden von generationenübergreifenden Erziehungsproblemen, zur 
frühen präventiven Bindungsförderung, zu den Auswirkungen von Be-
lastungslagen bei Familien mit Kindern unter drei Jahren als auch zur 
Schulform sowie zur pädagogischen Intervention bei rechtsradikalen Ju-
gendlichen und zu Übergängen aus dem Jugendstrafvollzug. Welche 
Herausforderungen, Interventions- und Handlungsansätze sich daraus 
für die Wissenschaft und Praxis ableiten lassen, fasst der Sozialpsycholo-
ge Heiner Keupp in seinem Abschlussvortrag zusammen.  Am 11.11.2014 
hält Manuela Schwesig, Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ), eine Rede zum »Berliner Abend« der Tagung.

Die Anmeldung zur Jahrestagung ist bis zum 27.10.2014 möglich unter 

 http://dji-fachtagung.de/jahrestagung2014

DJI-Jahrestagung »Risikokarrieren im Kindes- und  
Jugendalter – Aufwachsen zwischen Risiken und Risiko
management« am 11./12. November 2014 in Berlin
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Personelles

o Dr. Donald Bender war fast 30 Jahre im DJI 
tätig und über viele Jahre verantwortlich für die 
Entwicklung und den Betrieb der Informations-
technologie. Von Haus aus war er kein typischer 
»IT-Experte«, obgleich er seine erste Berufser-
fahrung als Leiter eines Rechenzentrums in der 
Industrie machte. Zunächst studierte er die Fä-
cher Geographie und Wirtschaft auf Lehramt für 

Realschulen, das Staatsexamen legte er 1979 ab. Anschließend be-
gann Donald Bender ein Studium der Soziologie, das er mit dem Di-
plom abschloss. In dieser Zeit war er Forschungsassistent bei Rolf 
Ziegler am Soziologischen Institut der Ludwig-Maximilians-Universi-
tät München (LMU). Ende 1985 begann er als Wissenschaftlicher 
Referent im DJI und arbeitete zunächst im Bereich der Konzeptent-
wicklung für den Familiensurvey und später in der Abteilung Sozial-
berichterstattung. Parallel dazu war er mit seiner Dissertation zum 
Thema »Von Metadaten zur Wissensdatenbank« beschäftigt, die er 
mit der Promotion an der Humboldt-Universität zu Berlin im Jahr 
1993 erfolgreich abschloss. 

Neben seinem Interesse an der quantitativen Sozialforschung nah-
men die Herausforderungen der Informationstechnologie im DJI zu, so 
dass er sich verstärkt mit Hard- und Softwareangelegenheiten sowie 
mit Netzwerkfragen auseinandersetzte. Später wurde ihm die Leitung 
der IT-Gruppe anvertraut. Die Sicherstellung des komplexen IT-Betriebs, 
der Aufbau des Intra- und Internetangebots sowie eines CMS (Content 
Management Systems), die Organisation von Datenbanken und nicht 
zuletzt die Beratung der DJI-Beschäftigten bei allen IT-Fragen gehörten 
zu seinen zentralen Aufgaben. Donald Bender hat zum Abschluss 
seiner Berufstätigkeit noch die Entwicklung und Umsetzung eines 
neuen Informationssystems und einer neuen Website vorangetrieben. 
Zum 31.07.2014 schied Donald Bender altersbedingt aus. Mit ihm 
verliert das DJI eine engagierte und kompetente Persönlichkeit. Das 
DJI wünscht ihm für seine zukünftigen Vorhaben alles Gute.

o Annette Pönisch begann ihre Tätigkeit beim 
DJI im Jahr 1987 in der EDV (wie die IT damals 
noch hieß). Nach dem Studium für Lehramt an 
Realschulen mit den Fächern Mathematik und 
Sozialgeographie, das sie mit dem Staatsexamen 
1974 abschloss, arbeitete sie bis 1979 zunächst 
in der Sozialarbeit mit ausländischen Kindern, 
Jugendlichen und Familien. Danach unterrichte-

te sie ausländische Jugendliche, die sich auf den qualifizierten Haupt-
schulabschluss vorbereiteten. Anschließend wechselte sie das beruf-
liche Terrain und ließ sich im Bereich Organisationsprogrammierung 
ausbilden. Ende 1984 kam sie zum DJI und war in den unterschied-
lichsten IT-Bereichen tätig. Dazu gehörten unter anderem die Betreu-
ung von Datenbanken, Unterstützung bei der Internetgestaltung, 
Beratung für Literaturverwaltungsprogramme sowie für MS-Office-
Produkte. Annette Pönisch engagierte sich zudem über viele Jahre im 
Betriebsrat (1998 bis zu ihrem Ausscheiden aus dem DJI). Von 2008 
bis 2013 war sie zudem Betriebsratsvorsitzende in München und 
zeitweilig auch Gesamtbetriebsratsvorsitzende. In diese Zeit fielen 
die wichtigen Verhandlungen mit dem Direktorium über die neue 
Betriebsvereinbarung zur Arbeitszeit, bei denen sie sich mit freundli-
chem Nachdruck für die Interessen der Beschäftigten einsetzte. Al-
tersbedingt schied sie zum 30.6.2014 aus. Für die DJI-Beschäftigten 
war Annette Pönisch eine gesuchte und stets ansprechbereite Kolle-
gin. Das DJI wünscht ihr für ihre weiteren Vorhaben alles Gute. 

o Alexandra Langmeyer hat ihre Promotion mit dem Titel »Sorge-
recht, (Co)Parenting und Kindeswohl in nichtehelichen Lebensge-
meinschaften« an der Ludwig-Maximilians-Universität München unter 
Betreuung von Prof. Dr. Sabine Walper erfolgreich abgeschlossen.

http://dji-fachtagung.de/jahrestagung2014
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Christian Alt, Martina Heitkötter, Birgit Riedel
  Kita und Kindertagespflege für unter Dreijährige aus Sicht der Eltern – 

gleichrangig, aber nicht austauschbar? Nutzerprofile, Betreuungspräferenzen und 
Zufriedenheit der Eltern auf Basis des DJI-Survey Aufwachsen in Deutschland:  
Alltagswelten (AID:A)
In: Zeitschrift für Pädagogik (ZfPäd), Heft 5/2014, S. 782–801 

Sarah Beierle, Ursula Bischoff, Frank Greuel, Susanne Johansson,  
Frank König, Stefanie Reiter, Eva Zimmermann

  Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitungen und der Programmevaluation. 
Programmübergreifende Ergebnisse | In: BMFSFJ (Hrsg.): Abschlussbericht des 
Bundesprogramms TOLERANZ FÖRDERN - KOMPETENZ STÄRKEN. Berlin 2014, 
S. 69–79. Im Internet verfügbar unter: http://www.toleranz-foerdern-kompe-
tenz-staerken.de/fileadmin/de.toleranz-foerdern-kompetenz-staerken/content.
de/Downloads/PDF/TFKS-Abschlussbericht.pdf (Zugriff: 09.09.2014)

Monika Bradna, Claudia Krell
  Anonyme Kindesabgabe – ein passgenaues Angebot für hilfesuchende Frauen 

oder der Preis für ein kollektives gutes Gewissen? | In: Querelles. Jahrbuch für 
Frauen- und Geschlechterforschung (QJB), Band 17/2014. Im Internet verfügbar 
unter: www.querelles.de/index.php/qjb/article/view/26 (Zugriff: 09.09.2014)

Anna Buschmeyer, Eva Tolasch
  »Ein Löffelchen für dich und eins für mich«. (Ver)Handlungen von professio-

neller Intimität durch Vermeidung von Privatheit
In: Feministische Studien, Heft 1/2014, S. 9–23

Nora Gaupp, Claudia Krell
  Erreicht die Jugendarbeit lesbische, schwule, bisexuelle und trans* Jugendliche? 

Eine Analyse basierend auf Interviews mit Jugendlichen und pädagogischen 
Fachkräften | In: Gleichstellung in der Praxis (GiP), Heft 3/2014, S. 24–28 
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Anke König, Tina Friederich (Hrsg.)

Inklusion durch Sprachliche Bildung

Neue Herausforderungen im Bildungssystem
WiFF-Reihe »Perspektive Frühe Bildung« | Band 1 | Weinheim/Basel: Beltz/Juventa 2014 | 276 Seiten | 29,90 EUR  
ISBN 978-3-7799-2986-4 | Bezug nur über den Buchhandel

Während im Zusammenhang mit Inklusion insbesondere die Barrieren in unserem Gesellschafts- 
und Bildungssystem thematisiert werden, stellt »Sprachliche Bildung« die Bedingungen für die 
Teilhabe und die Verwirklichung von Bildungsprozessen heraus. Inklusion und Sprachliche Bil-
dung gelten als Schlüssel zur Bildung. Frühe Bildung legt dabei den Grundstein, auf dem alle weite-
ren Bildungsprozesse aufbauen. Die in diesem Band vorgestellten Expertisen der Weiterbildungsin-
itiative Frühpädagogische Fachkräfte (WiFF) nehmen diese Aspekte in den Blick und tragen so zu 
einer erweiterten Perspektive auf Inklusion und Sprachliche Bildung bei.

Bezug nur 

über den 

Buchhandel

Aufsätze

o Das Recht auf den Platz – Tagesbetreuung 
für Kinder unter drei Jahren auf dem Prüfstand
Seit gut zehn Monaten haben Eltern in Deutschland ein Anrecht auf einen Platz 
für ihre Kleinkinder – in einer Kita oder bei einer Tagesmutter. Die befürchtete 
Klagewelle ist zwar ausgeblieben. Dennoch gibt es einzelne folgenreiche Urteile 
– besonders mit Blick auf Kostenerstattungen sowie die Vergleichbarkeit von Ein-
richtungen und Tagespflege. Durch die veränderte Rechtslage ist ein »Ruck« durch 
die kommunalen Reihen gegangen. Mancherorts wurde fieberhaft gebaut und 
ausgebaut, zum Teil herrscht aufgrund des demografischen Wandels und der 
Landflucht heute sogar ein Überangebot. Die kommunale Angebotslage veran-
schaulicht der Betreuungsatlas 2013. 

 www.dji.de/index.php?id=43582

o Typisch Mann, typisch Frau?! Haben die alten Stereotype ausgedient?
Aus geschlechterwissenschaftlicher Perspektive hat sie schon lange ausgedient: 
Die Geschlechtsrollentheorie aus den 1940er-Jahren wird von den modernen 
Sozialwissenschaften und der Frauenforschung aus unterschiedlichen Gründen 
als unzulänglich und überholt kritisiert. Trotz großer Beharrungskräfte sind An-
sätze erkennbar, die auf ein Aufweichen kulturell geprägter Zuschreibungen von 
Weiblichkeit und Männlichkeit, von Mutterschaft und Vaterschaft hindeuten. 

 www.dji.de/index.php?id=43566

Lehraufträge im Wintersemester 2014/15

Thomas A. Fischer  
o Methoden wissenschaftlichen Arbeitens
Ruhr-Universität Bochum

Dr. Sabrina Hoops 
o Qualitative Methoden in der empirischen 
Sozialforschung 
Pädagogische Hochschule Ludwigsburg,  
Außenstelle Reutlingen

Dr. Regine Schelle, Tina Friederich 
o Inklusion – wissenschaftlich-normative 
Grundlagen und Handlungsdimensionen: 
Schicht und Milieu, Armut und Randständigkeit
Katholische Stiftungsfachhochschule München

Dr. Gabriel Schoyerer 
o Natur und Bildung: Erlebnispädagogische 
Zugänge 
Katholische Stiftungsfachhochschule München

Dr. Nina Weimann-Sandig 
o Der soziologische Blick
Universität Erlangen-Nürnberg

Ursula Winklhofer 
o Kindheit und Jugend in Deutschland
Ludwig-Maximilians-Universität München

Klick-Tipp

Lese-Tipps

http://www.toleranz-foerdern-kompetenz-staerken.de/fileadmin/de.toleranz-foerdern-kompetenz-staerken/content.de/Downloads/PDF/TFKS-Abschlussbericht.pdf
http://www.toleranz-foerdern-kompetenz-staerken.de/fileadmin/de.toleranz-foerdern-kompetenz-staerken/content.de/Downloads/PDF/TFKS-Abschlussbericht.pdf
http://www.toleranz-foerdern-kompetenz-staerken.de/fileadmin/de.toleranz-foerdern-kompetenz-staerken/content.de/Downloads/PDF/TFKS-Abschlussbericht.pdf
http://www.dji.de/index.php?id=43582
http://www.dji.de/index.php?id=43566
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Boris Geier, Frank Braun

  Hauptschulabsolventinnen und -absolventen im Übergangssystem: Ergebnisse 
aus einer Längsschnittstudie
In: Zeitschrift für Berufs- und Wirtschaftspädagogik, Heft 2/2014, S. 168–187 

Martina Gille
  Wege in Ausbildung und Beruf. Ein schwierigerer Weg für junge Frauen als für 

junge Männer? | In: Frauenforum aktuell, Heft 1/2014, S. 38 

Elisabeth Helming
  Pflegekinder und ihre Geschwister: Risiko und Ressource

In: Kuhls, Anke / Glaum, Joachim / Schröer, Wolfgang (Hrsg.): Pflegekinderhilfe im 
Aufbruch. Aktuelle Entwicklungen und neue Herausforderungen in der Vollzeit-
pflege. Weinheim 2014, S. 152–174 

Karin Jurczyk
  Entgrenzte Arbeit und Care in privaten Lebensformen | In: Aulenbacher, 

Brigitte / Dammayr, Maria (Hrsg.): Für sich und andere sorgen. Krise und Zukunft 
von Care in der modernen Gesellschaft. Weinheim/Basel 2014, S. 171–182 

Mechthild Laier, Sabine Nunnenmacher
  Dialoge mit Kindern führen. Das Sprachförderkonzept (S. 21–28)
  Dialoge mit Kindern führen. Implementierung und formative Evaluation des 

Konzepts (S. 54–68)
In: Baden-Württemberg Stiftung (Hrsg.): Sag‘ mal was – Sprachliche Bildung für 
Kleinkinder. Sprachförderansätze: Erfahrungen und Reflexionen. Reihe: Schriften-
reihe der Baden-Württemberg-Stiftung. Band 73. Tübingen 2014

Alexander Leistner, Katja Schau, Susanne Johansson
  Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung | In: BMFSFJ (Hrsg.): Abschluss-

bericht des Bundesprogramms »INITIATIVE DEMOKRATIE STÄRKEN«. Berlin 2014, 
S. 11–47. Im Internet verfügbar unter: http://www.demokratie-staerken.de/
aktuelles/meldungen/news/detail/News/abschlussbericht-des-bundesprogramms-
initiative-demokratie-staerken.html (Zugriff: 09.09.2014)

Christian Lüders
  Kinder- und Jugendberichterstattung in der Bundesrepublik Deutschland. 

In: Willems, Helmut (Hrsg.): Konzepte und Methoden der Jugendberichterstattung. 
Wissenschaftliche Herausforderungen und Perspektiven. Wiesbaden 2014,  
S. 199–219 

Gabriel Schoyerer

Kindertagespflege zwischen Anspruch und Wirklichkeit

Pädagogische Orientierungen in der Fachberatung
Reihe: Pädagogik | Band 37 | Marburg: Tectum 2014 | 246 Seiten | 29,95 EUR | ISBN 978-3-8288-3319-7
Bezug nur über den Buchhandel

Die Kindertagespflege ist seit einigen Jahren fester Bestandteil des öffentlichen Systems der 
Tagesbetreuung für Kinder in den ersten drei Lebensjahren. Damit hat sie die gleichen Aufgaben hinsichtlich der 
Bildung, Betreuung und Erziehung von kleinen Kindern zu erfüllen wie Angebote der Kindertageseinrichtungen. Eine beson-
dere Herausforderung für die Kindertagespflege besteht darin, ein noch wenig organisiertes, relativ unprofessionalisiertes 
Tätigkeitsfeld mit einer geringen Anzahl pädagogischer Fachkräfte so aufzustellen, dass es den gesetzlichen und gesellschaft
lichen Anforderungen entspricht. Die fachliche Beratung und Begleitung von Tagespflegepersonen durch Träger der Jugend-
hilfe spielt dabei eine wesentliche Rolle. Gabriel Schoyerer analysiert das Themenfeld aus der Sicht öffentlicher Jugendhilfe-
träger und zeigt, welche Perspektiven sich daraus für die Fachberatung im Bereich der Kindertagesbetreuung ergeben.

Lese-Tipps

Ulrike Richter

Alles Gender – oder was?

Der Beitrag zur Gleichstellung von Frauen und Männern der Projekte der 2. Förderrunde im Programm »XENOS – Integration und Vielfalt«
Kurzbericht der wissenschaftlichen Begleitung | München: 2014 | 12 Seiten 

 Kostenlos erhältlich unter www.dji.de/fileadmin/user_upload/XENOS-Integration+Vielfalt/DJI_Bericht_AllesGender.pdf

Gleichstellung zwischen den Geschlechtern zu ermöglichen oder zumindest Ungleichheiten abzubauen sind erklärte Ziele vieler 
europäischer Programme. Das Deutsche Jugendinstitut (DJI), das die wissenschaftliche Begleitung für das Programm »XENOS – 
Integration und Vielfalt«, übernommen hat, befragte die Projektträger zu ihren Ansätzen zur Gleich-
stellung. Der Bericht vom Februar 2014 zieht eine ernüchternde Zwischenbilanz. Obwohl die Projekte 
bereits bei Antragstellung ihre Gender-Mainstreaming-Strategie und den Beitrag des Projekts zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern formuliert hatten, ist davon in der Projektarbeit wenig 
erkennbar. Der Großteil der Projekte arbeitet zwar mit Mädchen und Jungen beziehungsweise Frauen 
und Männern, jedoch verzichten die meisten Projekte darauf, geschlechtsspezifische Bedürfnisse 
konzeptionell zu berücksichtigen. Nur jedes dritte Angebot scheint gendersensibel ausgerichtet zu 
sein. Ein Viertel der Projekte gibt sogar an, dass die an die jeweiligen Zielgruppen vermittelten Inhalte 
keine Genderaspekte aufweisen. Die Bedeutung struktureller Diskriminierung scheint noch zu wenig 
in der Projektarbeit angekommen zu sein, was insofern deutlich wird, als die Träger mehrheitlich 
darauf verweisen, vorrangig individuelle Problemlagen ihrer Adressatengruppen zu bearbeiten. Den 
XENOS-Projekten wird dringend empfohlen, Verhaltensmuster, Modelle und Verteilungen nicht als 
gegeben hinzunehmen, sondern die Gründe dafür zu erforschen und Lösungen anzubieten. 

Bezug nur 

über den 

Buchhandel



Franciska Mahl, Birgit Reißig, Tabea Schlimbach
  Das Zusammenspiel von sozialer Herkunft und individuellen Bewältigungs

strategien beim Übergang Schule – Berufsausbildung  
In: Sozialer Fortschritt, Heft 4-5/2014, S. 90–96

Liane Pluto, Eric van Santen
  § 29 SGB VIII: Soziale Gruppenarbeit

In: Macsenaere, Michael / Esser, Klaus / Knab, Eckhart / Hiller, Stephan (Hrsg.): 
Handbuch der Hilfen zur Erziehung. Freiburg im Breisgau 2014, S. 97–102 

Thomas Rauschenbach
  Zukunftsstrategie Bildung? Die genutzten und ungenutzten Potentiale kom-

munaler Bildungspolitik | In: Deutsche Gesellschaft für Bildungsverwaltung 
(Hrsg.): Kommunale Verantwortung für Bildung. Herausforderungen und Per
spektiven. Reihe: DGBV-Jahrestagungen. Band 34. Berlin 2014, S. 17–30 

Thomas Rauschenbach, Jens Pothmann
  Erziehungshilfen im Spiegel der amtlichen Statistik

In: Macsenaere, Michael / Esser, Klaus / Knab, Eckhart / Hiller, Stephan (Hrsg.): 
Handbuch der Hilfen zur Erziehung. Freiburg im Breisgau 2014, S. 33–39 

Thomas Rauschenbach, Matthias Schilling
  Die Kinder- und Jugendhilfe – wertvoller denn je

In: Kommentierte Daten der Kinder- und Jugendhilfe, Heft 1-2/2014, S. 1–4 

Birgit Reißig
  Das Ende der »Normalbiographie« | In: Meteorit, Heft 1/2014, S. 4–7 

Birgit Riedel, Alexandra Sann
  Kindertageseinrichtungen im Kontext Früher Hilfen. Kooperationsmöglich

keiten und ungelöste Fragen
In: Theorie und Praxis der Sozialpädagogik, Heft 5/2014, S. 38–41 

Lucia Schuhegger, Hilke Lipowski
  Fragen über Fragen oder: ein Plädoyer für mehr Gelassenheit

In: info Kindertagespflege, Heft März 2014, S. 1–4 
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Ulrike Richter, Matthias Müller

Wege aus der Haft
Erste Ergebnisse der Basisbefragung junger Strafgefangener in XENOS-Projekten.  
Bericht der wissenschaftlichen Begleitung im Programm »XENOS – Integration und Vielfalt«
München/Halle 2014 | 44 Seiten  

 Kostenlos erhältlich unter www.dji.de/fileadmin/user_upload/XENOS-Integration+Vielfalt/XENOS_JVA_Bericht.pdf 

Jugendliche Inhaftierte, die frei gelassen werden, gehen nach ihrem Haftende unterschiedliche Wege: Sie besuchen weiter die 
Schule oder machen eine berufliche Ausbildung, es kann aber auch sein, dass sie eine ungelernte, oft prekäre Arbeit annehmen 
oder (wieder) Transferleistungen beziehen. Das Ziel einer beruflichen Integration mit einem Einkommen, das den Lebensun-
terhalt sichert, hängt im Wesentlichen von den vorhandenen Qualifikationen der Entlassenen ab. In dieser Publikation werden 
die Ergebnisse einer Befragung junger inhaftierter Frauen und Männer während der Haft vorgestellt. Es zeigt sich, dass viele 
junge Gefangene über keine Berufsausbildung und keine oder nur niedrige Schulabschlüsse verfügen. Junge inhaftierte Frauen 
sind davon viel stärker betroffen. Neben den bildungsbiografischen Voraussetzungen zeigt sich, dass die Chancen, die sich die 
Gefangenen für die Zeit nach der Haft sowohl im privaten Bereich als auch auf Ausbildung und Arbeit bezogen ausrechnen, 
von der Unterstützung abhängen. Diejenigen Gefangenen, die während der Haft Unterstützungsangebote wahrgenommen 
haben beziehungsweise diese als hilfreich empfanden, blicken der Zeit nach ihrer Entlassung optimistischer entgegen.

Anne Berngruber

Von Nesthockern und Boomerang Kids

Der Auszug aus dem Elternhaus als ein Schritt im Übergang vom Jugendlichen zum Erwachsenen 
Berlin: Mensch und Buch Verlag 2013 | 284 Seiten | 39,90 EUR | ISBN 978-3-86387-409-4 | Bezug nur über den Buchhandel

Die Arbeit befasst sich theoretisch und empirisch mit dem Auszugsverhalten junger Menschen in 
Deutschland. Getrennt von der Herkunftsfamilie zu wohnen gilt als ein zentraler Schritt auf dem Weg 
zum Erwachsensein. Junge Menschen lösen sich räumlich von ihren Eltern und erlangen damit eine 
größere Selbstständigkeit. Der Auszug aus dem elterlichen Haushalt wird in dieser Arbeit nicht als ein 
Ereignis verstanden, das nur zu einem bestimmten Zeitpunkt im Lebenslauf eintritt und damit auch 
abgeschlossen sein muss, sondern als ein Übergangsprozess, der durchaus wieder rückgängig gemacht 
werden kann. Die Arbeit legt einen Schwerpunkt auf die Frage, wann junge Menschen im Lebenslauf 
zum ersten Mal von zu Hause ausziehen, wovon dieser Zeitpunkt abhängt und welche Faktoren eine 
Rückkehr bedingen. Zudem wird betrachtet, welche Auswirkungen der Auszugsprozess auf das 
Selbstverständnis der jungen Menschen hat und inwiefern dieser die Eltern-Kind-Beziehung beein-
flusst. Als empirische Grundlage werden die Daten der Studie »Aufwachsen in Deutschland: Alltags-
welten (AID:A)« des Deutschen Jugendinstituts (DJI) herangezogen. 
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Sabina Schutter
  Nichteheliche Lebensgemeinschaften zwischen »romantischer Himmelsmacht« und rechtsfreiem Raum?

In: Sozialwissenschaften und Berufspraxis, Heft 37/2014, S. 30–43

Klaus Wahl, Sabrina Hoops
  Facetten der Gewalt. Sammelbesprechung | In: Soziologische Revue, Heft 2/2014, S. 172–182

Sabine Walper, Karin Jurczyk
  Gemeinsame Zeit ist die Basis für Familien | In: Geht doch! So gelingt die Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf, Heft 2/2014, S. 32–33

Sabine Walper, Alexandra Langmeyer
  Auswirkungen einer elterlichen Trennung auf die Entwicklung von Kindern in den ersten Lebensjahren

In: Kißgen, Rüdiger / Heinen, Norbert (Hrsg.): Trennungen, Tod und Trauer in den ersten Lebensjahren.  
Begleitung und Beratung von Kindern und Eltern. Stuttgart 2014, S. 159–176

Eva-Verena Wendt, Sabine Walper
  Verhütungsverhalten Jugendlicher in Deutschland. Aktuelle Zahlen und Risikogruppen 

In: Zeitschrift für Gesundheitspsychologie, Heft 3/2014, S. 142–150

Michael Hahn, Eva Sandner

Kompetenzprofil Familien-, Gesund-
heits- und Kinderkrankenpflegerinnen 
und -pfleger in den Frühen Hilfen

Köln: Nationales Zentrum Frühe Hilfen in der BZgA 2014
39 Seiten |  Kostenlos erhältlich unter www.fruehehilfen.de/serviceangebote-des-nzfh/materialien, 
oder per E-Mail an order@bzga.de

Das Kompetenzprofil beschreibt charakteristische Aufgaben und daraus abgeleite-
te Kompetenzen für Familien-, Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen 
und -pfleger in den Frühen Hilfen. Die Erstellung des Profils erfolgte im Kontext 
der Bundesinitiative Früher Hilfen und wurde in Zusammenarbeit mit Expertin-
nen und Experten aus Wissenschaft und Praxis entwickelt. Die formulierten Kom-
petenzen sind als Reflexionsfolie für Anbieter von Fort- und Weiterbildungen 
sowie als Orientierungshilfe für Familien-, Gesundheits- und Kinderkrankenpfle-
gerinnen und  pfleger in den Frühen Hilfen gedacht, um Kompetenzen, die es zu 
vermitteln oder zu erwerben gilt, einordnen zu können. 

Rita Braches-Chyrek, Heinz Sünker, Charlotte Röhner, Michaela Hopf (Hrsg.)

Handbuch Frühe Kindheit

Leverkusen/Berlin: Verlag Barbara Budrich 2014 | 746 Seiten | 79,90 EUR  
ISBN 978-3-86649-431-2 | Bezug nur über den Buchhandel

Wie vollzieht sich kindliches Aufwachsen von der Geburt an hin zu selbstständig 
handelnden, gesellschaftsfähigen Personen? Zu dieser für Forschung, Ausbildung 
und professionelle Praxis relevanten Fragestellung leisten international renom-
mierte Autorinnen und Autoren wichtige Beiträge, 
die den neuesten Stand der Forschung zum Thema 
Frühe Kindheit repräsentieren. Sowohl theoreti-
sche als auch empirische Forschungsfelder und 
Fragestellungen werden vorgestellt. Die vielfältigen 
Beiträge ermöglichen einen interdisziplinären 
(Ein-)Blick, woduch eine systematische Zusam-
menfassung wesentlicher analytischer Ansätze und 
Felder der Pädagogik, der Frühen Kindheit und der 
Kindheitsforschung insgesamt entsteht.

Bezug nur 

über den 

Buchhandel
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Das Deutsche Jugendinstitut e. V. (DJI) ist ein 
außeruniversitäres sozialwissenschaftliches Forschungs
institut. Seine Aufgaben sind anwendungsbezogene 
Grundlagenforschung über die Lebensverhältnisse von 
Kindern, Jugendlichen und Familien, Initiierung und 
wissenschaftliche Begleitung von Modellprojekten der 
Jugend- und Familienhilfe sowie sozialwissenschaftli-
che Dienstleistungen. Das Spektrum der Aufgaben liegt 
im Spannungsfeld von Politik, Praxis, Wissenschaft und 
Öffentlichkeit.

Das DJI hat dabei eine doppelte Funktion: Wissens
transfer in die soziale Praxis und Politikberatung einer-
seits, Rückkoppelung von Praxiserfahrungen in den For
schungsprozess andererseits. Träger des 1963 gegrün
deten Instituts ist ein gemeinnütziger Verein mit Mit-
gliedern aus Institutionen und Verbänden der Jugend
hilfe, der Politik und der Wissenschaft. Der institutionelle 
Etat wird überwiegend aus Mitteln des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
und zu einem kleineren Teil von den Bundesländern finan-
ziert. Im Rahmen der Projektförderung kommen weitere 
Zuwendungen auch vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) sowie unter anderem von Stif-
tungen, der Europäischen Kommission und von Institu-
tionen der Wissenschaftsförderung. Dem Kuratorium des 
DJI gehören Vertreterinnen und Vertreter des Bundes, 
der Länder, des Trägervereins und der wissenschaftlichen 
Mitarbeiterschaft des DJI an.

Das DJI hat zurzeit folgende Forschungsabteilun-
gen: Kinder und Kinderbetreuung, Jugend und Jugend
hilfe, Familie und Familienpolitik, Zentrum für Dauer
beobachtung und Methoden sowie den Forschungs-
schwerpunkt »Übergänge im Jugendalter«, ferner eine 
Außenstelle in Halle (Saale).
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  Die Gegenwart erforschen, 
die Zukunft denken
 Forschung über Kinder, Jugendliche und Familien an der Schnittstelle  
 zwischen Wissenschaft, Politik und Praxis 

Was Bildung beinhalten soll, wird in unserer Gesellschaft seit Jahren diskutiert. Neben 
den formalen Bildungseinrichtungen Kindertagesstätte, Schule und Hochschule exis-
tieren in jeder Kommune zahlreiche weitere Bildungsakteure: Musikschulen, Biblio-
theken, Sportvereine, Kinder- und Jugendtheater oder Religionsgemeinschaften, die 
Wissen und Werte vermitteln. Darüber hinaus gibt es informelle Lernorte wie Musik-
bands, Interessengruppen oder das Lernen in der Familie und im Freundeskreis. Alle 
tragen bei zum lebenslangen Lernen und jeder für sich ist wichtig für ein gutes Auf-
wachsen junger Menschen. Das Autorenteam dieser Ausgabe besteht aus Thomas 
Rauschenbach, Christine Steiner und Mariana Grgic vom Deutschen Jugendinstitut. 

Bertelsmann Stiftung

Das Bildungsengagement der Zivilgesellschaft
Gütersloh 2014 | 16 Seiten

 Kostenlos erhältlich unter: www.bertelsmann-
stiftung.de/cps/rde/xbcr/SID-CCAF0E84-106878B9/
bst/xcms_bst_dms_40259_40260_2.pdf

Zivilgesellschaft 
KONKRET 5/2014

Zivilgesellschaftliche Aktivitäten im Kontext  

von Lernen, Schule und Bildung zu sehen, ist 

keine Selbstverständlichkeit. Bildung ist immer 

noch eng mit formaler Bildung, mit dem Erwerb 

von Abschlüssen und Zertifikaten in staatlichen 

Bildungseinrichtungen verbunden. In den letz-

ten Jahren lässt sich jedoch ein deutlicher Wan-

del im durchaus spannungsreichen Verhältnis 

von Bildung und Zivilgesellschaft beobachten. 

Diese Veränderung geht maßgeblich auf die  

Befunde und Impulse aus der PISA-Studie des 

Jahres 2000 zurück.

Auch weitere große Bildungsstudien jüngeren 

Datums offenbarten deutliche Defizite und  

Krisensymptome des deutschen Bildungswe-

sens. Diese umfassten zunächst die unzurei-

chende Förderung der Fachleistungen und  

die nach wie vor viel zu große Abhängigkeit  

der Bildungsbeteiligung und des Bildungs- 

erfolgs von der sozialen Herkunft. Des Weiteren 

wurde die geringe Durchlässigkeit der Bildungs-

wege und der Mangel an „zweiten Chancen“ 

im Bildungssystem hervorgehoben sowie auf 

das Problem der Sicherung einer breiten, quali-

Das Bildungsengagement  
der Zivilgesellschaft
Zivilgesellschaft KONKRET 5 | 2014

Bildungsorte schaffen – Bildungsangebote gestalten – 
Bildungsprozesse unterstützen

tativ hochwertigen Bildungsinfrastruktur ange-

sichts des demographisch bedingten Rückgangs 

der jüngeren Generation hingewiesen.

Aufgrund dieser Herausforderungen zieht 

das Thema Bildung inzwischen ein hohes  

öffentliches Interesse auf sich, wie die Reso-

nanz auf Medienberichte über den Kita- und 

Ganztagsschulausbau oder die Ergebnisse von 

Schulleistungsstudien wie PISA oder IGLU, aber 

auch eine zunehmende Bildungsberichterstat-

tung auf der Ebene von Bund, Ländern und  

Gemeinden deutlich zeigen. Zugleich sind auch 

Unser  
Lesetipp
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